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1 Teilnehmende der deutschen Delegation

Die 148. Versammlung der Interparlamentarischen Union (IPU) fand vom 22. bis 27. Mérz 2024 in Genf,
Schweiz, statt. Der Deutsche Bundestag entsandte folgende Delegationsmitglieder:

Abgeordneter Volkmar Klein (CDU/CSU), Delegationsleiter,
Abgeordneter Andreas Larem (SPD),

Abgeordneter Axel Schifer (SPD),

Abgeordnete Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU),
Abgeordneter Ulrich Lechte (FDP),

Abgeordneter Petr Bystron (AfD).

2 Schwerpunkte der Versammlung

An der 148. Versammlung der IPU in Genf, Schweiz, haben 716 Parlamentarierinnen und Parlamentarier aus
144 Mitgliedsparlamenten sowie Vertreterinnen und Vertreter assoziierter Organisationen teilgenommen. Unter
den Teilnehmenden waren 51 Parlamentsprésidentinnen und -priasidenten sowie 48 stellvertretende Parlaments-
prasidentinnen und -prisidenten. Insgesamt gehorten 252 Parlamentarierinnen den verschiedenen Delegationen
an, was einem Frauenanteil von 35,9 Prozent entspricht. Die Versammlung ist von der Présidentin der IPU,
Dr. Tulia Ackson (Tansania), geleitet worden.

Die humanitire Lage im Gaza-Streifen sowie die Gewalteskalation in Folge des Hamas-Terrors in Israel waren
Themen der Versammlung. Unter Federfiihrung der dénischen Delegation und mit Unterstiitzung diverser Mit-
glieder der geopolitischen Gruppe der 12 Plus, der die deutsche Delegation angehdrt, wurde ein Dringlichkeits-
antrag eingebracht, der einen sofortigen Waffenstillstand, umfassende humanitére Hilfe fiir den Gazastreifen so-
wie die sofortige Freilassung aller Geiseln forderte. Bis kurz vor der Abstimmung {iber den Dringlichkeitsantrag
versuchte die geopolitische Gruppe der 12 Plus, einen gemeinsamen Antrag mit der afrikanischen und der arabi-
schen Gruppe zu formulieren, was letztlich scheiterte. Zur Abstimmung standen schlielich dieser und ein Antrag
unter Federfithrung Siidafrikas mit Unterstiitzung der afrikanischen und der arabischen Gruppe mit dem Titel
Sensibilisierung flir die vorldufigen MaBnahmen des Internationalen Gerichtshofs gegen Israel in Bezug auf die
Paldstinenser im Gazastreifen und fiir die Notwendigkeit dringender MaBBnahmen zur Bewiltigung der humanité-
ren Krise im Gazastreifen* sowie ein Antrag unter Federfiihrung Argentiniens, der freie, faire und transparente
Wabhlen in Venezuela forderte. SchlieBlich erlangte keiner der drei Antrige in der Versammlung die erforderliche
Zweidrittelmehrheit. Um zu diesem wichtigen Thema nicht zu schweigen, entschied die IPU-Présidentin gemein-
sam mit [PU-Generalsekretir Martin Chungong (Kamerun), im Namen der weltweiten parlamentarischen Ge-
meinschaft eine Erkldrung iiber dringende Maflnahmen zur Bewéltigung der Situation in Gaza abzugeben. In
dieser werden ein sofortiger Waffenstillstand im Gazastreifen, die sofortige und bedingungslose Freilassung aller
Geiseln, die sofortige Ausweitung lebenswichtiger humanitdrer Hilfslieferungen fiir die Betroffenen im Gaza-
streifen gefordert sowie jegliche Art von Gewalt gegen Zivilistinnen und Zivilisten verurteilt und appelliert, das
humanitdre Volkerrecht zu achten.

Die Versammlung widmete sich in der Generaldebatte dem Thema ,,Parlamentarische Diplomatie: Briicken bauen
fiir Frieden und Verstindigung® und der Annahme, dass Frieden mehr sei als die Abwesenheit von bewaffneten
Konflikten. Er umfasse Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und die Voraussetzungen, die Einzelpersonen, Familien
und Gemeinschaften benotigten, um ein erfiilltes Leben zu fiihren und ihr sozio6konomisches Potenzial zu ver-
wirklichen. Frieden sei ein Ziel an sich, aber er sei auch eine grundlegende Voraussetzung fiir die Bewiltigung
globaler Entwicklungsherausforderungen. Vor diesem Hintergrund hatte die IPU Frieden und internationale Si-
cherheit als strategischen Schwerpunkt fiir 2024 gewahlt, und die Generaldebatte sollte als Ausgangspunkt fiir ein
Jahr des Handelns dienen. Fiir die Bundestagsdelegation sprach Delegationsleiter Abgeordneter Volkmar Klein
(CDU/CSU). Im Stindigen Ausschuss fiir Frieden und internationale Sicherheit wurde die EntschlieBung ,,Die
sozialen und humanitiren Auswirkungen autonomer Waffensysteme und kiinstlicher Intelligenz bewiltigen* an-
genommen. Im Ausschuss fiir nachhaltige Entwicklung wurde die EntschlieBung ,,Partnerschaften fiir Klima-
schutz: Den Zugang zu bezahlbarer griiner Energie férdern und Innovation, Verantwortung und Gerechtigkeit
gewdhrleisten* angenommen.
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Im Rahmen einer Sonderdebatte zur Umsetzung von [PU-Beschliissen sprach Abgeordneter Ulrich Lechte (FDP)
iiber Barrierefreiheit, die eine wesentliche Grundlage flir Teilhabe, Inklusion und ein selbstbestimmtes Leben
darstelle. Deren Umsetzung in 6ffentlichen Gebduden und im offentlichen Verkehr, im Gesundheitswesen und
bei der Digitalisierung bilde ein Schwerpunkt dieser Legislaturperiode in Deutschland.

Die geopolitische Gruppe der Zwolf Plus kam zu insgesamt vier Sitzungen zusammen, in denen die Mitglieder
insbesondere iiber die zur Abstimmung eingebrachten Dringlichkeitsantrige und die zur Beschlussfassung anste-
henden EntschlieBungsentwiirfe diskutierten.

Eine Kurzzusammenfassung der Ergebnisse der 148. Versammlung der IPU sowie die wahrend der Versammlung
verabschiedeten Dokumente sind unter dem folgenden Link abrufbar: Website-IPU.org

3 Generaldebatte zum Thema ,,Parlamentarische Diplomatie: Briicken bauen fiir Frieden und
Verstandigung“

In der Generaldebatte der 148. IPU-Versammlung, an der sich 184 Parlamentarierinnen und Parlamentarier betei-
ligten, wiesen die Teilnehmenden darauf hin, dass nach Angaben des Internationalen Stockholmer Friedensfor-
schungsinstituts im Jahr 2023 weltweit 56 Staaten von bewaffneten Konflikten betroffen gewesen seien. Politische
Polarisierung und Hassreden wéren auf dem Vormarsch. Technologische Fortschritte, wie preiswerte und leicht
herzustellende militdrische Ausriistung, Cyber-Kriegsfithrung, Drohneniiberwachung und kiinstliche Intelligenz
sowie der zunehmende geopolitische Wettbewerb und die politische Instabilitit, hitten zu intensiveren Konflikten
und einem raschen Anstieg der konfliktbedingten Todesfalle gefiihrt. Die Rednerinnen und Redner unterstrichen,
dass die IPU auf der Grundlage des Gedankens gegriindet worden sei, dass der Dialog fiir die friedliche Losung
von Konflikten von zentraler Bedeutung sei. Im Laufe der Jahre hétten Parlamente und Parlamentarier eine Reihe
von MaBinahmen ergriffen, die dem Frieden und einer besseren Verstindigung forderlich seien. Dazu gehdrten
die Einrichtung von parlamentarischen Freundschaftsgruppen mit anderen Landern, die Teilnahme an regelmafi-
gen parlamentarischen Dialog- und Austauschprogrammen, die Férderung und Verteidigung der Menschenrechte
anderer Parlamentarier und die Rechenschaftspflicht der eigenen Regierungen bei der Umsetzung internationaler
Verpflichtungen. Auf internationaler Ebene kdnne die parlamentarische Diplomatie einen wichtigen Beitrag zur
Konfliktverhiitung, Mediation und Friedenskonsolidierung leisten. Unter anderem kdnnten Parlamente iiber ver-
gangene Missstidnde und anhaltende Unruhen Rechenschaft ablegen und diese ansprechen, indem sie die Bedeu-
tung lokaler Perspektiven betonten und das Engagement der Biirger stirkten. Parlamentarier seien nicht an die
formalen Zwinge von Verhandlungsmandaten gebunden und kénnten eine wichtige Rolle beim Austausch poli-
tischer Botschaften, bei der Schaffung von Kommunikationskanélen in Féllen, in denen die diplomatischen Be-
ziehungen begrenzt oder abgebrochen seien, und bei der Suche nach innovativen Losungen spielen.

Delegationsleiter Abgeordneter Volkmar Klein (CDU/CSU) erinnerte in seinem Beitrag zunéchst an das Leid
der Menschen, in Israel durch den Hamas-Terror und in Gaza aufgrund der andauernden Zerstérung der Hamas-
Terrorinfrastruktur durch Israel. Da das Thema der Generaldebatte Frieden und Sicherheit auch jenseits der Ab-
wesenheit von bewaftheten Konflikten war, unterstrich er aulerdem, wie wichtig die Verldsslichkeit des jeweili-
gen Rechtssystems fiir eine gute Entwicklung sei. Good Governance sei eine ganz wichtige Voraussetzung dafiir,
dass Jobs entstiinden, die Menschen Perspektiven bekdmen und sich Wohlstand entwickeln konne.

4 Dringlichkeitstagesordnungspunkt

Vier der eingereichten Antrége fiir einen Dringlichkeitstagesordnungspunkt befassten sich mit der aktuellen Situ-
ation im Nahen Osten, einer forderte freie, faire und transparente Wahlen in Venezuela und ein sechster das so-
fortige Ende der Aggression und anhaltenden Gewalt in der Demokratischen Republik Kongo. Folgende Antréige
wurden im Einzelnen eingereicht:

—  ,.Sensibilisierung fiir die vorldufigen Maflnahmen des Internationalen Gerichtshofs gegen Israel in Bezug auf
die Paldstinenser im Gazastreifen und fiir die Notwendigkeit dringender MaBBnahmen zur Bewéltigung der
humanitdren Krise im Gazastreifen®, eingereicht von Siidafrika mit Unterstiitzung der Arabischen und Afri-
kanischen Gruppe

— ,,Sofortige Freilassung der Geiseln in Gaza“, eingereicht von Israel

— ,,Parlamentarische Diplomatie fiir Frieden in Paléstina®, eingereicht von Indonesien und Malaysia


https://www.ipu.org/event/148th-assembly-and-related-meetings#event-sub-page-32686%2F
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— ,,Aufruf zu dringenden Mallnahmen im Zusammenhang mit dem Konflikt im Nahen Osten®, eingereicht von
Déanemark, Frankreich, Ungarn, Irland, Italien, Portugal, Schweden und Grof3britannien

—  ,,Freie, faire und transparente Wahlen ohne Verbote: Auf dem Weg zu einem geordneten und friedlichen
demokratischen Ubergang in Venezuela®“, eingereicht von Argentinien mit Unterstiitzung von Guyana, Peru,
Trinidad und Tobago sowie Uruguay

— ,,Aufruf zu dringenden Maflnahmen, um die Aggression und die massiven Menschenrechtsverletzungen in
der Demokratischen Republik Kongo zu beenden®, eingereicht von der Demokratischen Republik Kongo

Wihrend der Vorstellung ihrer Antrige zogen Indonesien und Malaysia ihren Vorschlag zugunsten des siidafti-
kanischen Antrages zuriick. Israel und die Demokratische Republik Kongo zogen ihre Antriage ebenfalls zuriick.
Anschliefend stimmte die Versammlung iiber die drei verbliebenen Vorschlidge ab. SchlieBlich erlangte keiner
der drei Antrige in der Versammlung die erforderliche Zweidrittelmehrheit, so dass die Versammlung keines der
Themen auf die Tagesordnung nahm. Es war nach der 147. IPU-Versammlung bereits das zweite Mal hinterei-
nander, dass es kein Dringlichkeitsantrag auf die Tagesordnung der IPU-Versammlung schaffte.

5 Standige Ausschiisse

Im Ausschuss fiir Frieden und internationale Sicherheit war der Deutsche Bundestag durch die Abgeordnete
Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU) vertreten. Der Ausschuss diskutierte den EntschlieBungsentwurf
,,Die Bewiltigung der sozialen und humanitdren Folgen von autonomen Waffensystemen und kiinstlicher Intelli-
genz®, der sich insbesondere der Frage widmete, ob bereits rechtlich verbindliche Regeln geschaffen werden
konnten. Die Uneinigkeit hierin spiegelte die Zahl von 200 Anderungsantriigen aus 22 Mitgliedsparlamenten wi-
der. In der Iebhaften Debatte war man sich darin einig, sich der Problematik annehmen zu miissen. Einige Abge-
ordnete forderten schnell verbindliche Regeln, wihrend andere dafiir warben, zunéchst weltweit giiltige Definiti-
onen sowie ein gemeinsames Verstdndnis der Problemschwerpunkte zu finden. Im Ergebnis wurde eine abge-
schwichte EntschlieBung angenommen. Einige Lénder reichten aus verschiedenen Griinden Vorbehalte ein. Russ-
land, Indien und Iran lehnten die EntschlieBung als Ganzes ab. Der Ausschuss beschloss auBlerdem das Thema
des nichsten EntschlieBungsentwurfs ,,Die Rolle der Parlamente beim Vorantreiben einer Zweistaatenlosung fiir
Paldstina®.

Im Ausschuss fiir nachhaltige Entwicklung wurde der EntschlieBungsentwurf ,,Partnerschaften fiir den Klima-
schutz: Den Zugang zu bezahlbarer griiner Energie fordern und Innovation, Verantwortung und Gerechtigkeit
gewihrleisten* diskutiert. Hier war der Deutsche Bundestag durch seinen Delegationsleiter Abgeordneten Klein
vertreten. Die EntschlieBung fordere den Zugang zu bezahlbarer, griiner Energie einerseits und die Gewéhrleis-
tung von Innovation, Verantwortung und Gerechtigkeit andererseits. Russland, Indien und China reichten Vorbe-
halte ein, unter anderem weil die Nutzung von Erdgas nicht hinreichend als saubere Ubergangsldsung beriicksich-
tigt sei. Der Ausschuss beschloss weiterhin das Thema des néchsten EntschlieBungsentwurfs ,,Parlamentarische
Strategien zur Milderung der langfristigen Auswirkungen von Konflikten, einschlielich bewaffneter Konflikte,
auf die nachhaltige Entwicklung*.

Im Ausschuss fiir Demokratie und Menschenrechte war der Deutsche Bundestag durch den Abgeordneten Axel
Schiifer (SPD) vertreten. Hier fand eine Anhdrung zum Thema der nédchsten EntschlieBung statt ,,Die Auswir-
kungen der kiinstlichen Intelligenz auf Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit®, die auf der
149. IPU-Versammlung verabschiedet werden soll. Abgeordneter Schifer wies in seinem Wortbeitrag darauf hin,
dass im Jahr 2024 etwa 4 Milliarden Menschen weltweit in {iber 60 Wahlen ihre Parlamente oder Représentanten
wihlten. Allerdings wiirden Wahlen immer 6fter durch kiinstliche Intelligenz beeinflusst, was dramatische Kon-
sequenzen auf die Demokratie haben konne. Insofern begriif3e er, dass sich die IPU diesem Thema widme.

Im Ausschuss fiir die Angelegenheiten der Vereinten Nationen war der Deutsche Bundestag durch den Abge-
ordneten Andreas Larem (SPD) vertreten. Der Ausschuss nahm einen Antrag an, der die Parlamentarier auffor-
dert, sich auf nationaler Ebene fiir die Reform des Sicherheitsrats einzusetzen, eine Debatte in ihren Parlamenten
zu fordern, das Thema mit ihrem stéindigen Vertreter bei den VN zu erdrtern und bereit zu sein, vereinbarte An-
derungen im Sicherheitsrat zu ratifizieren. Der Ausschuss diskutierte zudem die Idee eines neuen Jugendbiiros
der VN zur Sicherstellung eines Engagements fiir junge Menschen.
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6 Ausschuss fiir die Menschenrechte von Parlamentarierinnen und Parlamentariern

Der Ausschuss fiir die Menschenrechte von Parlamentarierinnen und Parlamentariern beschéftigte sich mit Men-
schenrechtsverletzungen an insgesamt 350 Abgeordneten, die 119 Parlamentarierinnen und 231 Parla-mentarier
in 19 Landern betrafen. Die IPU widmet sich dieser Problematik mit einem eigenen Ausschuss, da Menschen-
rechtsverletzungen eine erhebliche Gefahr fiir die Demokratie darstellten. Dies umso mehr, wenn sie gegen Men-
schen begangen wiirden, die vom Volk gewdhlt wurden. Die Mitglieder der IPU miissten die Rechte der gefahr-
deten Parlamentarier starker verteidigen und Solidaritét zeigen. Der Ausschuss forderte, diesen iiber jede parla-
mentarische oder personliche Initiative in diesem Bereich zu informieren und sicherte die notwendige Unterstiit-
zung zu. Der Bericht des Ausschusses wurde dem Ausschuss fiir Menschenrechte und humanitére Hilfe des Deut-
schen Bundestages zugeleitet. Mehr Informationen zu den einzelnen Féllen und zur Arbeit des IPU-Ausschusses
sind unter folgendem Link zu finden: Webseite-IPU-MR-Parlamentarier.org

7 Forum der Parlamentarierinnen

Das Forum der Parlamentarierinnen widmete sich insbesondere den beiden EntschlieBungsentwiirfen, die auf der
Versammlung verabschiedet wurden. Diese wurden aus geschlechterspezifischer Perspektive beraten. Das Forum
schlug beiden Ausschiissen daraufhin eine Reihe von Anderungen in den EntschlieBungsentwiirfen vor, die
schlieBlich alle in die EntschlieBungen aufgenommen wurden.

8 Forum der jungen Parlamentarierinnen und Parlamentarier

Die jungen Abgeordneten bilanzierten die Entwicklungen im Bereich der Forderung junger Parlamentarier und
Parlamentarierinnen. So wurde in der Sitzung der jiingste Bericht der IPU zur Jugendbeteiligung in den nationalen
Parlamenten vorgestellt. Demnach seien dringend weitere Maflnahmen erforderlich, um den Anteil junger Abge-
ordneter zu erhohen. Das Engagement fiir die [IPU-Kampagne ,,Ich sage Ja zur Jugend im Parlament!” mit den
dort geforderten Losungen zur Verbesserung der Jugendbeteiligung, wie Quoten, Senkung des Wéhlbarkeitsalters,
Jugendausschiisse, Schulungen fiir junge Abgeordnete, Mentoring fiir Anwiérter und Lobbyarbeit, wurde bestérkt.

Auch das Forum der jungen Parlamentarierinnen und Parlamentarier beriet iiber die EntschlieBungsentwiirfe und
iibermittelte seine Anderungsvorschldge an beide Ausschiisse.

9 Side Events und weitere Veranstaltungen

In einem Side Event, an dem Abgeordneter Larem teilnahm, wurde die Krise des Multilateralismus und die sich
hieraus ergebenden notwendigen Reformen der VN diskutiert.

Auf einer Podiumsdiskussion, die von IPU und dem VN-Hochkommissar fiir Menschenrechte (OHCHR) gemein-
sam veranstaltet wurde, ging es um einen besseren Schutz der Minderheitenrechte und den Weg zu einer umfas-
senden Antidiskriminierungsgesetzgebung.

10 Vereinigung der Generalsekretdarinnen und Generalsekretire der Parlamente (ASGP)

Parallel zu der Tagung der [PU kam die ASGP zusammen. Die Vereinigung ist nach Artikel 29 der IPU-Satzung
ein beratendes Gremium der Interparlamentarischen Union. Ziel der Vereinigung ist es, den Kontakt und die Zu-
sammenarbeit zwischen den Generalsekretdren (Direktoren) der Parlamente zu stirken und zwar unabhéngig da-
von, ob das Parlament Mitglied in der IPU ist.

An den Sitzungen der ASGP in Genf nahm in Vertretung des Direktors beim Deutschen Bundestag Ministerial-
direktorin Dr. Silke Albin, Abteilungsleiterin Auf8enbeziehungen, Europa und Analyse, teil. In den Vortrdgen und
Diskussionen der ASGP ging es um den Rahmen und die Instrumente des Parlaments fiir eine wirksame Kontrolle
der Staatsausgaben, Elternschaft im Parlament, das Verhéltnis zwischen Wissenschaft und Parlament sowie die
Kontrolle der Redezeiten in Parlamenten. Frau Dr. Albin hielt einen vielbeachteten Vortrag iiber das Potential
von Biirgerréten fiir Parlamente und die Erfahrungen mit dem ersten Biirgerrat des Deutschen Bundestages.


https://www.ipu.org/about-ipu/structure-and-governance/governing-council/committee-human-rights-parliamentarians
https://www.ipu.org/about-ipu/structure-and-governance/governing-council/committee-human-rights-parliamentarians
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11 Zukiinftige Versammlungen der IPU

Die 149. Versammlung der [PU wird vom 12. bis 17. Oktober 2024 in Genf, Schweiz, stattfinden. Die 150. Ver-
sammlung wird vom 4. bis 9. April 2025 in Taschkent, Usbekistan, abgehalten.

Berlin, den 11. Juni 2024

Volkmar Klein

Delegationsleiter



Drucksache 20/11865 -8 Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

12 Verabschiedete Erkldarungen und EntschlieBungen

12.1 Erklarung von Genf: Parlamentarische Diplomatie: Briicken fiir Frieden und Verstandnis
bauen

unterstiitzt von der 148. Versammlung der IPU (Genf, 27. Mdrz 2024)

Wir, Mitglieder von Parlamenten aus aller Welt, die wir auf der 148. Versammlung der IPU in Genf, Schweiz,
zusammengekommen sind, bekréftigen unsere Verpflichtung zur parlamentarischen Diplomatie, um die wach-
senden Herausforderungen fiir Frieden und internationale Sicherheit zu bewéltigen.

Wir kommen in einer Zeit groBBer Turbulenzen und Instabilitidt zusammen. Vom Wiederaufflammen von Konflik-
ten und geopolitischen Spannungen iiber die Zunahme der gesellschaftlichen Polarisierung und einen drohenden
neuen globalen Riistungswettlauf bis hin zu den verheerenden Auswirkungen des Klimawandels und den Gefah-
ren durch kiinstliche Intelligenz — die vielféltigen und schwer 16sbaren Herausforderungen, vor denen wir stehen,
unterstreichen die Dringlichkeit einer kollektiven, vorausschauenden und dauerhaften Antwort, die aus der Ver-
gangenheit gelernt hat und iiber konventionelle Losungen hinausgeht. Wahrend wir durch diese komplexe Land-
schaft navigieren, wird zunehmend offensichtlich, dass die Bewiéltigung dieser komplexen Herausforderungen
ein gemeinsames globales Engagement erfordert, um eine widerstandsfahige Grundlage fiir einen dauerhaften
Frieden aufzubauen, der auf der Wahrung der Menschenrechte und der demokratischen Grundsétze beruht.

Wir beenden diese Versammlung in Anerkennung des Potenzials der parlamentarischen Diplomatie, die auf Dia-
log, gegenseitigem Respekt und auf dem Erreichen gemeinsamer Ziele als einem wichtigen Mittel zum Aufbau
von Vertrauen, zur Forderung der Zusammenarbeit, zum Austausch bewéhrter Praktiken und zur Stirkung des
Beitrags der Parlamente und der Parlamentarierinnen und Parlamentarier zur Schaffung eines dauerhaften Welt-
friedens basiert. Wir erkennen an, dass die Instrumente der parlamentarischen Diplomatie bilaterale und multila-
terale Vereinigungen wie interparlamentarische Einrichtungen, Mitarbeiteraustausche und Parlamentariergruppen
einschlieBen. Wir begriilen die Arbeit der IPU, die zur Férderung des politischen Dialogs beitrégt, der dem Frie-
densaufbau und der friedlichen Beilegung von Konflikten forderlich ist, und rufen die IPU auf, ihre Anstrengun-
gen in diesem Zusammenhang fortzusetzen. Wir rufen die IPU aulerdem auf, eine Riickkehr zur Rechtsstaatlich-
keit in Léndern zu unterstiitzen und zu begleiten, in denen eine nicht verfassungsgeméifie Auflosung des Parla-
ments stattgefunden hat. Viele dieser Lander befinden sich auf dem afrikanischen Kontinent.

Als Vertreterinnen und Vertreter des Volkes sind wir Parlamentarierinnen und Parlamentarier uns nur allzu gut
unserer Verantwortung bewusst, Briicken fiir das Verstindnis zwischen den Nationen zu bauen, den Biirgerinnen
und Biirgern Frieden zu bringen und einen Konsens zu finden, wie Hindernisse, vor denen wir alle stehen, {iber-
wunden werden konnen. Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier miissen dariiber hinaus eine aktive Rolle
dabei spielen, zu gewdhrleisten, dass die Bemiihungen zur Aushandlung von Friedensprozessen, Vertrdgen und
anderen internationalen Ubereinkommen an den Bediirfnissen der Menschen ausgerichtet sind und die traditio-
nellen Weisheiten und Werte beriicksichtigen. Aulerdem erkennen wir an, dass die Parlamentarierinnen und Par-
lamentarier in einer einzigartigen Lage sind, um die Einhaltung von Rechtsstaatlichkeit und der internationalen
Normen zu gewéhrleisten, die wesentliche Voraussetzungen fiir die Wiederherstellung der Bedingungen fiir eine
friedliche Koexistenz und zur Reduzierung der zunehmenden Zersplitterung der Gesellschaften und des multila-
teralen Systems sind.

Wir verurteilen alle Menschenrechtsverletzungen, die in Konflikten begangen werden, sowie alle VerstoBe gegen
die grundlegenden Regeln, Grundsitze und wesentlichen Grundprinzipien des Volkerrechts, insbesondere des
humanitdren Volkerrechts. In diesem Zusammenhang miissen wir der Lage junger Menschen besondere Beach-
tung schenken, die, wenn sie in ihren pragenden Jahren mit Stérungen konfrontiert werden, Gefahr laufen, als
verlorene Generation aufzuwachsen, und wir miissen die entscheidende Rolle anerkennen, die Frauen bei der
Konfliktpriavention und bei der Schaffung von Frieden spielen konnen und sollten. Die parlamentarische Diplo-
matie ist ein wichtiges Instrument, um Parlamentarierinnen und Parlamentarier in die Lage zu versetzen, diese
Rechte und Normen auf nationaler Ebene aktiv zu fordern und zu schiitzen sowie demokratische Grundsitze und
Menschenrechtsnormen weltweit voranzubringen.

Des Weiteren streben wir an, die Wahrung der Menschenrechte zu priorisieren, indem wir unterstreichen, wie
wichtig es ist, die Instrumente des humanitiren Volkerrechts und der Menschenrechte auf nationaler Ebene zu
ratifizieren und effektiv umzusetzen, da dies ein entscheidender Schritt ist, um sicherzustellen, dass diejenigen,
die ein Recht auf Schutz haben, tatséchlich davon profitieren. Wir stimmen ebenfalls darin iiberein, das humani-
tare Volkerrecht so weit wie moglich unter der gesamten Bevolkerung zu verbreiten, gendersensitive Schulungen
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fur die Streit- und Sicherheitskriafte zu diesem Thema anzubieten und diese Krifte starker fiir ihr Handeln zur
Rechenschaft zu ziehen.

Wir bekréftigen mit Nachdruck unsere Verpflichtung zur Aufrechterhaltung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler
und internationaler Ebene als Grundpfeiler fiir Konfliktpravention und Konfliktlosung, sowie unseren Glauben
an Dialog und Diplomatie als unerléssliches Instrument zum Erreichen eines dauerhaften Friedens. Wir fordern
alle Staaten, insbesondere diejenigen, die an bewaffneten Konflikten beteiligt sind, nachdriicklich auf, sich strikt
und ausnahmslos an die Genfer Konventionen von 1949 und ihre Zusatzprotokolle zu halten. Dariiber hinaus
treten wir fiir eine verstirkte Inanspruchnahme des Internationalen Strafgerichtshofs und anderer internationaler
Rechtsprechungsorgane als wesentliche Mechanismen fiir die friedliche Beilegung von Streitigkeiten zwischen
Staaten ein.

Wir verurteilen die jiingste Zunahme von identitdtsbasiertem Hass auf der ganzen Welt, insbesondere religiosem
Hass, und bedauern die politische Polarisierung, die dazu beitrégt, dieses Phdnomen anzutreiben. Wir setzen uns
fiir ganzheitliche Dialogprozesse ein, die die Vertreterinnen und Vertreter von Religionen, Uberzeugungen und
glaubensbasierten Organisationen einschlieen, um bestehende Bemiihungen zur Eindimmung von Gewalt und
Forderung von Frieden, Inklusion und Verstdndnis wirksam zu ergénzen. Wir verpflichten uns, unsere Arbeit zur
Verwirklichung der im Kommuniqué von Marrakesch, dem Ergebnisdokument der im Juni 2023 stattgefundenen
Parlamentarischen Konferenz der IPU zum interreligiosen Dialog, dargelegten Empfehlungen fortzusetzen.

Es gibt einen engen Zusammenhang zwischen Frieden und Entwicklung. Die Beeintrichtigung des Friedens und
die Eskalation der Héufigkeit und Schwere von Konflikten innerhalb von und zwischen Landern gefdhrdet die
Entwicklungsgewinne und das Erreichen der Ziele fiir nachhaltige Entwicklung. Vulnerable, marginalisierte und
unterreprisentierte Mitglieder der Gesellschaft wie Frauen, junge Menschen, Kinder, dltere Menschen, Arme,
Angehorige indigener Bevolkerungsgruppen, Minderheiten und Menschen mit Behinderungen sind unverhaltnis-
méiBig stark von Konflikten betroffen, was bereits bestehende Ungleichheiten weiter verscharft, wie den unglei-
chen Zugang zu wirtschaftlichen und sozialen sowie politischen Rechten. Das duflert sich u. a. in einer Radikali-
sierung gefdhrdeter und hiufig unterbeschéftigter junger Menschen in fragilen, von Konflikten betroffenen Staa-
ten durch extremistische Gruppen, was die nationale Sicherheit unterminiert.

Unser Schwerpunkt sollte darauf liegen, die Ursachen von Konflikten zu bekdmpfen, die hdufig in wirtschaftlicher
Ungleichheit und in der Diskriminierung gesamter Gruppen zu finden sind. Das Wohlergehen der am stiarksten
Gefdhrdeten ist ein guter Lackmustest fiir die Gesundheit der Gesellschaft als Ganzes. Daher ist es unbedingt
erforderlich, den speziellen Bediirfnissen gefdhrdeter Mitglieder der Bevolkerung durch inklusive Losungen nach-
zukommen, die gleichzeitig ihre Wiirde wahren, sie den negativen Auswirkungen von Konflikten weniger stark
aussetzen und die Voraussetzungen dafiir schaffen, dass sie ihr soziodkonomisches Potenzial ausschdpfen kdnnen.
Wir sollten daher unseren Schwerpunkt verstdrkt auf menschliche Sicherheit legen, die den Schutz der Biirgerin-
nen und Biirger umfasst, indem wir wesentlichen Bediirfnissen wie Erndhrung, Gesundheitsversorgung und 6ko-
logische Sicherheit Vorrang einrdumen, und auf die Gewahrleistung gleicher Rechte fiir alle als dem wichtigsten
Weg zur Forderung von Frieden und Entwicklung.

Wir miissen die Frithwarnsignale potenzieller Konflikte auf lokaler und nationaler Ebene iiberwachen und geeig-
nete Mallnahmen zur Verhinderung einer Eskalation, zur Férderung von Dialog und Zusammenarbeit sowie zur
Gewihrleistung der Einhaltung des humanitiren Volkerrechts und des Menschenrechts ergreifen. In diesem Sinne
erkennen wir unsere Verantwortung an, Konfliktpravention zu férdern, indem wir den Schwerpunkt auf Abriis-
tung, Verringerung der Militdrausgaben, Verlagerung der Haushaltspriorititen, um die Konflikten zugrunde lie-
genden Ursachen besser anzugehen, und Regierungen mehr zur Rechenschaft ziehen — auch, indem wir ihren
Einsatz von Notfallbefugnissen zur Fithrung eines Kriegs in Frage stellen. Wir miissen auch auf die Entmilitari-
sierung des Cyberspace und der kiinstlichen Intelligenz hinarbeiten, sodass sie stattdessen genutzt werden kénnen,
um Raume fir wissenschaftlichen Durchbruch, internationale Zusammenarbeit und Frieden zu er6ffnen.

Da die Parlamentarierinnen und Parlamentarier sich in einer guten Position befinden, um die Rolle eines unpar-
teiischen Vermittlers zu spielen, den Dialog zu erleichtern, Konflikte zu verhindern oder zu deeskalieren oder
Frieden wiederherzustellen, verpflichten wir uns auch, unsere Anstrengungen zur Losung von Konflikten durch
die Ausiibung parlamentarischer Diplomatie zu verdoppeln. Wir bekréftigen unsere Verpflichtung, ein Wieder-
aufflammen von Konflikten grolen Ausmales in der Zeit nach Konflikten zu verhindern, auch durch den Erlass,
die Uberwachung und Kontrolle der Umsetzung von Friedensabkommen und die Gewihrleistung, dass diese von
angemessenen finanziellen Mitteln fiir eine medizinische Grundversorgung, eine mentale Gesundheitsversorgung,
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eine Ubergangsjustiz und institutionelle Reformen begleitet werden. Wir verpflichten uns ferner, frithere und ge-
genwirtige Auseinandersetzungen anzugehen, indem wir das Engagement der Biirgerinnen und Biirger stirken
und sicherstellen, dass die Perspektiven der gesamten Breite der Zivilgesellschaft und der zivilgesellschaftlichen
Institutionen gehort werden.

Wir sind entschlossen, die stirkere Beteiligung von Frauen und jungen Menschen an der Politik und ihren Auf-
stieg in Fithrungspositionen zu fordern, auch im Militdr- und Sicherheitssektor. Wir verpflichten uns zu der tat-
sdchlichen Umsetzung der Agenden ,,Frauen, Frieden und Sicherheit sowie ,,Jugend, Frieden und Sicherheit*
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, indem wir sicherstellen, dass Friedensprozesse, Friedenserhaltung,
Friedensaufbau und Konfliktpriavention eine geschlechterspezifische Perspektive beinhalten und eine gleichbe-
rechtigte und sinnvolle Beteiligung von Frauen und jungen Menschen garantieren. Wir werden auch danach stre-
ben, alle erforderlichen MafBinahmen zu ergreifen, um alle Formen von Gewalt gegen Frauen und Méadchen, ins-
besondere gegen Frauen in der Politik, sowie geschlechtsspezifische Gewalt im Zusammenhang mit Konflikten
und Gewalt gegen Minderheiten und marginalisierte Gruppen, zu verhindern und zu bekdmpfen. Desweiteren
verpflichten wir uns, Hilfe fiir die Uberlebenden derartiger Gewalt bereitzustellen, und erkennen die Bedeutung
von Inklusivitit und gendersensitiven Ansétzen zur Schaffung einer gerechteren und sichereren Umwelt an.

Die Herausforderungen von heute iiberschreiten Grenzen und erfordern eine kollektive globale Antwort. Als Mit-
glieder der Parlamente sind wir uns einig dariiber, wie wichtig es ist, das Vertrauen in den Multilateralismus
wiederherzustellen. Ferner konnen wir nur durch internationale Zusammenarbeit und die Aufrechterhaltung der
Rechtsstaatlichkeit zunehmenden Gefahren begegnen, Solidaritit aufbauen und durch einen gemeinsamen Sicher-
heitsansatz dauerhafte Losungen finden, um einen gemeinsamen Sicherheitsgefiihl zu schaffen, bei dem sich alle
Nationen sicher fiihlen, was zu einer sichereren Welt fiir zukiinftige Generationen fiihrt. Von wesentlicher Be-
deutung fiir die Glaubwiirdigkeit und den Erfolg all dieser Bemiihungen ist, dass sichergestellt wird, dass die
Aufmerksamkeit und die Mittel, die fiir die Reaktion auf globale Herausforderungen verwendet werden, im Ver-
héltnis zu ihrer Schwere stehen und nicht durch geopolitische Interessen motiviert sind, wobei die Gleichberech-
tigung, die Wiirde und der Wert eines jeden Menschenlebens zu beriicksichtigen sind.

SchlieBlich bekréftigen wir anldsslich des 135. Jahrestages der IPU erneut unsere Verpflichtung zum interparla-
mentarischen Dialog und zur interparlamentarischen Kooperation, und wir betonen die einzigartige Rolle der [PU
als parlamentarisches Gegenstiick zu den Vereinten Nationen. Mit Blick auf den VN-Zukunftsgipfel im Septem-
ber 2024 rufen wir alle Mitgliedsparlamente auf, dazu beizutragen, die Reform der Vereinten Nationen voranzu-
treiben und die parlamentarische Dimension der Arbeit der VN weiter zu starken. Im Gegenzug tragen wir die
vorliegende Erkldrung in unsere jeweiligen Parlamente, geben das Ergebnis unserer kollektiven Arbeit an unsere
nationalen Regierungen weiter und bemiihen uns, den Internationalen Tag des Parlamentarismus (30. Juni, was
mit dem Jahrestag der IPU zusammenfillt) durch eine diesem Tag gewidmete Veranstaltung in unseren jeweiligen
Parlamenten zu begehen.

Als Parlamentarierinnen und Parlamentarier verpflichten wir uns, auf dem Weg zu einer friedlicheren Welt vo-
ranzugehen und dabei beharrliche, evidenzbasierte und originelle Ansétze zu verfolgen sowie auf den Erfahrungen
aller Mitglieder der globalen parlamentarischen Gemeinschaft aufzubauen. Wir verpflichten uns daher, einzeln
und gemeinsam unser Moglichstes zu tun, um den Frieden fiir alle zu schiitzen und zu fordern.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -11- Drucksache 20/11865

12.2 EntschlieBung des Ausschusses fiir Frieden und internationale Sicherheit: Die Bewalti-
gung der sozialen und humanitidren Folgen von autonomen Waffensystemen und kiinstli-
cher Intelligenz

von der 148. Versammlung der IPU im Konsensverfahren' angenommene Entschlieffung (Genf, 27. Mdrz 2024)

Die 148. Versammlung der Interparlamentarischen Union,

zur Kenntnis nehmend, dass die Anwendungen der neuen Technologien Moglichkeiten zur Entwicklung der
Menschheit eroffnen, aber auch erhebliche Herausforderungen fiir den Frieden und die internationale Sicherheit
darstellen und neue Fragen im Hinblick auf die Rolle des Menschen bei der Kriegfithrung aufwerfen, dass die
Regulierung der Autonomie im Kontext von Waffensystemen ein ganzheitliches Verstindnis ihrer Auswirkungen
erfordert und dass menschliche Entscheidungen und Kontrolle allen ethischen, rechtlichen, humanitiren und si-
cherheitspolitischen Folgen Rechnung tragen miissen;

in Bekrdftigung der Tatsache, dass alle Diskussionen iiber autonome Waffensysteme (AWS) dem Volkerrecht
unterliegen, insbesondere der Charta der Vereinten Nationen und dem humanitiren Volkerrecht;

in Anbetracht des Fehlens einer vereinbarten Definition des Begriffs ,,autonome Waffensysteme* sowie unter
Hinweis auf den Vorschlag des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK), nach dem der Begriff ,,au-
tonome Waffensysteme™ alle Waffensysteme mit Autonomie bei seinen kritischen Funktionen umfasst, was be-
deutet, dass sie Ziele ohne menschliches Eingreifen auswéhlen (d. h. suchen, entdecken, identifizieren oder ver-
folgen) und angreifen (d. h. Gewalt gegen sie einsetzen, sie neutralisieren, beschddigen oder zerstéren) kdnnen;

in Anerkennung dessen, dass die Bewahrung der menschlichen Kontrolle und des menschlichen Ermessens einen
kritischen Faktor zur Gewahrleistung der Einhaltung der Rechtsvorschriften und zur wirksamen Reaktion auf die
ethischen Bedenken, die sich aus dem Einsatz autonomer Waffensysteme ergeben, darstellt;

in ernster Besorgnis dariiber, dass autonome Waffensysteme, die iiber vollstindige Autonomie bei ihren kriti-
schen Funktionen verfiigen, in der Lage sein kdnnten, Ziele ohne menschliches Eingreifen auszuwéhlen und an-
zugreifen;

besorgt dariiber, dass der Mangel an Kontrolle und expliziten Regulierungen auf internationaler Ebene im Hin-
blick auf die Verwendung autonomer Waffensysteme es den Betreibern ermdglichen konnte, das Volkerrecht,
insbesondere die Charta der Vereinten Nationen und das humanitdre Volkerrecht, zu verletzen, ohne Rechenschaft
ablegen zu miissen, sowie potenziell die in den nationalen, regionalen und internationalen Rechtsrahmen veran-
kerten grundlegenden Menschenrechte zu verletzen, da diesem Handeln kein menschliches Urteil und keine
menschliche Uberwachung zugrunde liegt und es an Méglichkeiten fiir ein rechtzeitiges Eingreifen oder Mecha-
nismen fiir eine Deaktivierung der Anwendung von Gewalt fehlt;

in grofer Sorge liber die moglichen negativen Folgen und die Auswirkungen autonomer Waffensysteme auf die
weltweite Sicherheit und die regionale und internationale Stabilitét, einschlieBlich der Gefahr eines sich entwi-
ckelnden Riistungswettlaufs, der die Schwelle flir Konflikte und die Proliferation von Waffen senkt, was auch fiir
nichtstaatliche Akteure gilt, wie in Resolution 78/241 der Generalversammlung der Vereinten Nationen iiber tod-
liche autonome Waffensysteme dargelegt;

in Sorge, dass die Fortschritte bei hochentwickelten Militirtechnologien wie kiinstliche Intelligenz (KI) und al-
gorithmische Datenverarbeitung die Gefahr eines neuen Riistungswettlaufs erhéhen konnten und die Schwelle fiir
Konflikte und die Verbreitung von Waffen auch fiir nichtstaatliche Akteure senken und Frieden und internationale
Sicherheit einer noch gréferen Gefahr aussetzen konnten, indessen zur Kenntnis nehmend, dass ein Verbot der
Forschung unrealistisch wire, nicht zuletzt deshalb, weil ein so groBer Teil der Forschung auf diesem Gebiet von

— Indien, Iran (Islamische Republik) und die Russische Foderation duBerten ihre Ablehnung des gesamten EntschlieBungstexts.

—  China und Litauen duferten einen Vorbehalt zum gesamten EntschlieBungstext.

— Australien, Neuseeland und das Vereinigte Konigreich duBlerten Vorbehalte zu mehreren Ziffern.

— Kuba und Frankreich duferten einen Vorbehalt zur Verwendung des Begriffs ,,autonome Waffensysteme“ (AWS) ohne Erwdhnung
des Merkmals der Letalitét (d. h. letale autonome Waffensysteme — LAWS).

— Tiurkiye duBlerte Vorbehalte zu den Ziffern 13, 17, 18, 20 und 21 der Prdambel sowie zu den Ziffern 2, 4 und 16 des operativen Teils.

— Die Republik Korea duflerte Vorbehalte zu den Ziffern 18 und 19 der Praambel sowie zu Ziffer 16 des operativen Teils.

— Kanada duflerte Vorbehalte zu Ziffer 3 der Praambel und zu Ziffer 2 des operativen Teils aus dem Grund, dass sie zu bindend fiir die
nationalen Regierungen sind.
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militdrischen und zivilen Akteuren durchgefiihrt wird und KI noch immer eine sehr wichtige Rolle im zivilen
Leben spielt;

zutiefst beunruhigt tiber die Moglichkeit, dass autonome Waffensysteme iiber das Potenzial verfiigen, kiinftig zu
Massenvernichtungswaffen zu werden, da sie zwei Eigenschaften vereinen, die einzigartig fiir solche Waffen sind,
d. h. massives Leid und fehlende menschliche Kontrolle, die sicherstellt, dass keine Zivilistinnen und Zivilisten
verletzt werden,;

sich dessen bewusst, dass die Menschenrechtsinstrumente das Recht auf Leben, Wiirde und Integritét der Men-
schen garantieren;

in grofler Sorge dariiber, dass autonome Waffensysteme von bewaffneten Gruppen und anderen nichtstaatlichen
Akteuren zur Unterminierung der nationalen, regionalen und globalen Sicherheit verwandt werden konnten, was
tiefgreifende soziale und humanitire Folgen hitte;

zutiefst beunruhigt liber die Belege, dass individuelle Erkennungsalgorithmen wie Gesichtserkennung und auto-
matisierte Entscheidungsalgorithmen, native systembedingte Fehler haben, die von vornherein Geschlechter- und
Rassendiskriminierung propagieren und gegeniiber gesellschaftlich und wirtschaftlich benachteiligten Menschen,
vulnerablen Menschen und Menschen mit Behinderungen ungerecht handeln, und dass autonome Waffensysteme
vorsitzlich so programmiert werden kénnten, dass sie sich gegen Menschen richten, die bestimmte Merkmale
aufweisen, z.B. Hautfarbe, Geschlecht oder Verhaltensmuster, und ohne menschliches Eingreifen Gewalt anwen-
den, was potenziell dazu fithren kdnnte, dass bestimmte Gruppen, Orte oder Gemeinschaften unverhéltnisméfig
stark geschidigt werden;

unter Hinweis - unbeschadet von Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen - auf die grundsitzliche Bestim-
mung nach dem humanitéren Volkerrecht, dass das Recht von Konfliktparteien, ihre Mittel und Methoden der
Kriegfiihrung zu wihlen, nicht uneingeschrankt ist, wie in Artikel 35 (1) des Ersten Zusatzprotokolls zu den Gen-
fer Konventionen von 1949 iiber den Schutz der Opfer internationaler bewaffneter Konflikte dargelegt und im
Volkergewohnheitsrecht sowie in der in Artikel 36 des Ersten Zusatzprotokolls enthaltenen Verpflichtung vorge-
sehen, die die Staaten verpflichtet, Uberpriifungen der Uberlegungen, Entwicklung, des Erwerbs oder des Be-
schlusses betreffend alle neuen Waffen, Mittel und Methoden der Kriegfithrung durchzufiihren, um zu bestimmen,
ob deren Einsatz durch das humanitire Volkerrecht oder irgendeine Volkerrechtsbestimmung verboten ist;

eingedenk dessen, dass die internationale Gemeinschaft seit mehreren Jahrzehnten die neuen Fragen betreffend
autonome Waffensysteme aktiv nachverfolgt hat, gekennzeichnet durch wichtige Meilensteine bei der Steuerung
des Regulierungsprozesses fiir AWS, darunter der Bericht des Sonderberichterstatters zu auB3ergerichtlichen, sum-
marischen und willkiirlichen Hinrichtungen von 2010, der die Frage letaler autonomer Robotik und den Schutz
des Lebens ins internationale Rampenlicht geriickt hat, und dass die Hohen Vertragsparteien des Ubereinkom-
mens {liber das Verbot oder die Beschrankung des Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen, die libermaBige
Leiden verursachen oder unterschiedslos wirken kénnen (,,VN-Waffeniibereinkommen®), ein wichtiges Instru-
ment des humanitéren Volkerrechts, seit 2013 Diskussionen iiber das Thema gefiihrt und 2016 unbefristet eine
Gruppe von Regierungssachverstindigen fiir neue Technologien im Bereich letaler autonomer Waffensysteme
eingesetzt haben;

in Anerkennung der Gruppe der Regierungssachverstindigen als einem wichtigen internationalen Forum, in dem
ein Rahmen fiir letale autonome Waffensysteme entwickelt wird;

zur Kenntnis nehmend, dass die Gruppe der Regierungssachverstindigen bei ihren Sitzungen 2023 die Notwen-
digkeit unterstrichen hat, technologische Fortschritte bei letalen autonomen Waffensystemen zu antizipieren, und
nachdriicklich fordert, sich wiahrend des gesamten Lebenszyklus dieser Systeme strikt an die Bestimmungen des
humanitdren Volkerrechts zu halten, und dabei die Notwendigkeit hervorhebt, Beschrinkungen fiir die Ziele und
operativen Parameter festzulegen, verbunden mit einer geeigneten Ausbildung und Anleitung fiir die menschli-
chen Betreiber, sowie mit Nachdruck erklért, dass alle letalen autonomen Waffensysteme, die nicht mit der Ein-
haltung des Volkerrechts zu vereinbaren sind, nicht eingesetzt werden sollten;

in Anerkennung der Verabschiedung von Resolution 78/241 durch die Generalversammlung der Vereinten Nati-
onen im Dezember 2023, in der der Generalsekretir der Vereinten Nationen unter anderem ersucht wurde, einen
Bericht liber die Sacharbeit zu dem Thema vorzulegen, der das gesamte Spektrum der eingegangenen Auffassun-
gen widerspiegelt, die aus den Mitglied- und Beobachterstaaten iiber die Moglichkeiten eingegangen sind, wie
man mit den damit verbundenen Herausforderungen und Problemen, die solche Systeme aus humanitérer, recht-
licher, sicherheitspolitischer, technischer und ethischer Sicht aufwerfen, umgehen sollte, und iiber die Rolle des
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Menschen bei der Anwendung von Gewalt, und in dem er dariiber hinaus gebeten wird, internationale und regio-
nale Organisationen, das IKRK, die Zivilgesellschaft, die Wissenschaft und die Wirtschaft um ihre Meinung zu
ersuchen;

zur Kenntnis nehmend, dass der Generalsekretér seit 2018 konsequent die Auffassung vertreten hat, dass auto-
nome Waffensysteme politisch inakzeptabel und moralisch verwerflich sind und deren Verbot nach den Bestim-
mungen des Volkerrechts gefordert hat und dass er dariiber hinaus bei der Vorstellung seiner Neuen Agenda fiir
den Frieden vor dem Zukunftsgipfel 2024 die Staaten aufgerufen hat, bis 2026 ein rechtsverbindliches Instrument
zum Verbot von autonomen Waffensystemen, die ohne menschliche Kontrolle oder Aufsicht funktionieren, zu
verabschieden und alle anderen Typen autonomer Waffensysteme zu regulieren;

dariiber hinaus zur Kenntnis nehmend, dass der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen iiber auBBergericht-
liche, summarische oder willkiirliche Hinrichtungen, die Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen {iber die
Rechte von Menschen mit Behinderungen, die Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen {iber moderne
Formen des Rassismus, der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen fiir den Schutz der Menschenrechte bei
der Terrorismusbekdmpfung, das IKRK, die Zivilgesellschaft, beispielsweise im Rahmen der ,,Stop Killer Ro-
bots“-Kampagne, und die Wissenschaft sich der Forderung des Generalsekretirs der Vereinten Nationen nach
einem globalen Verbot autonomer Waffensysteme angeschlossen haben;

in Anbetracht dessen, dass der bahnbrechende gemeinsame Aufruf des Generalsekretérs der Vereinten Nationen
und des Présidenten des IKRK im Jahr 2023 die Dringlichkeit der Aushandlung eines neuen, rechtsverbindlichen
internationalen Gesetzes iiber autonome Waffensysteme bis 2026 durch die Staaten, das klare Verbote und Be-
schriankungen fiir autonome Waffensysteme festlegt, unterstrichen hat;

in Anbetracht dessen, dass viele Staaten und Landergruppen bereits die Schaffung eines rechtsverbindlichen In-
struments zur Regulierung, Beschriankung und/oder zum Verbot des Einsatzes autonomer Waffensysteme gefor-
dert haben, und gleichzeitig in Kenntnis der Notwendigkeit eines einstimmigen Beschlusses, d. h. dass alle Staaten
vereinbaren, die vorgeschlagenen Beschrinkungen zu befolgen;

zur Kenntnis nehmend, dass dringende konkrete Maflnahmen zur Entwicklung internationaler Ansétze erforder-
lich sind, insbesondere angesichts dessen, dass Waffensysteme mit einem unterschiedlichen Grad an Autonomie
bereits in verschiedenen Konflikten eingesetzt wurden;

in Anbetracht der in der Charta der Vereinten Nationen, den internationalen Menschenrechten und dem humani-
tiaren Volkerrecht verankerten Zielen und Grundsétzen sowie ihrer Griindungsprinzipien der Menschlichkeit, der
Gebote des 6ffentlichen Gewissens und ethischer Betrachtungsweisen;

in Bekrdftigung der Tatsache, dass aufgrund dessen, dass das humanitire Volkerrecht die Kommandanten und
Anwender von Waffen verpflichtet, in der Lage zu sein, ihre Wirksamkeit zu antizipieren und zu begrenzen,
Waffensysteme berechenbar sein miissen und dass das Potenzial des ,,Black-Box-Effekts*, der aus der Integration
von KI-Technologien resultiert, der Einhaltung dieser Verpflichtungen entgegenstehen konnte;

ernsthaft besorgt dariiber, dass es je ldnger die Staaten die Regulierung autonomer Waffensysteme hinauszogern,
desto wahrscheinlicher wird, dass Zustrom und Verbreitung derartiger Systeme auf dem Markt anhalten;

unter Betonung der Notwendigkeit, einen internationalen Regulierungsrahmen fiir den Einsatz von KI zu priifen,
um den schédlichen Einsatz dieser Technologie zu regulieren;

unter Betonung der Tatsache, dass die Parlamente eine erhebliche Rolle bei der Aufklarung iiber die sozialen,
humanitéren, rechtlichen und ethischen Implikationen des Einsatzes autonomer Waffensysteme und bei der Un-
terstlitzung der Regierungen mit Beitrdgen zur Erarbeitung des Wortlauts fiir ein Instrument zur Regulierung
derartiger Systeme spielen miissen;

1. fordert die Parlamente und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier nachdriicklich auf, aktiv und unver-
ziiglich eine Debatte iiber die Bewiltigung der von autonomen Waffensystemen ausgehenden Bedrohung fiir
Frieden und Sicherheit zu fiihren;

2. fordert die Parlamente nachdriicklich auf, umfassende nationale Gesetze zu erarbeiten, um einen Regulie-
rungsrahmen zur Regelung der Entwicklung, des Einsatzes und der Nutzung autonomer Waffensysteme zu
schaffen, nachdem eine internationale Einigung iiber eine Definition des Begriffs ,,autonome Waftensys-
teme* und iiber die Unterscheidung zwischen vollstdndiger und teilweiser Autonomie erzielt und ein Kon-
sens iiber die Verwendung und den Inhalt des Begriffs ,,zielfiihrende menschliche Kontrolle® herbeigefiihrt
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11.

wurde, und dabei alle ethischen, rechtlichen, humanitiren und sicherheitspolitischen Folgen zu beriicksich-
tigen und das Verbot von autonomen Waffensystemen, die ohne menschliche Kontrolle und Aufsicht funk-
tionieren und nicht im Einklang mit dem humanitiren Vdlkerreht genutzt werden diirfen, einzubeziehen;

ruft die Parlamente auf, ihre Regierungen nachdriicklich aufzufordern, weiterhin iiber internationale Foren,
darunter die Vereinten Nationen und die Gruppe von Regierungssachverstindigen, an einem Instrument,
Regulierungsrahmen und an Bestimmungen iiber die Autonomie bei Waffensystemen zu arbeiten, um die
Achtung des Volkerrechts einschlieBlich des humanitdren Volkerrechts und ethischer Perspektiven sowie die
Verhinderung der nachteiligen Auswirkungen auf Frieden und Sicherheit zu gewéhrleisten, die Autonomie
bei Waffensystemen zur Folge hat;

schldgt den Parlamenten vor, ihre Regierungen aufzufordern, ihre Ansichten {iber Moglichkeiten zur Lésung
der von autonomen Waffensystemen ausgehenden Herausforderungen und Probleme gemif der von der Ge-
neralversammlung der Vereinten Nationen im Dezember 2023 verabschiedeten Resolution 78/241 und der
Neuen Agenda fiir den Frieden, die multilaterale Anstrengungen fiir ein rechtsverbindliches Instrument iiber
letale autonome Waffensysteme und andere Arten autonomer Waftensysteme bis 2026 empfiehlt, mit dem
Generalsekretir der Vereinten Nationen auszutauschen;

empfiehlt den Parlamenten und den Parlamentarierinnen und Parlamentariern, mit maf3geblichen Akteuren
wie der Riistungsindustrie, der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft zusammenzuarbeiten, um Schutzbe-
stimmungen sowohl in Bezug auf KI als auch auf autonome Waffensysteme, was auch die Entwickler von
Waftfensystemen einschlieit, zu verstehen, zu evaluieren und zu schaffen, insbesondere in Bezug auf ihren
Einklang mit dem geltenden Recht und allen rechtlichen Entwicklungen, die in der Zukunft stattfinden kénn-
ten;

ruft die Parlamente auf, die Anwendung neuer Technologien regelméfig erneut zu bewerten und zu evaluie-
ren, um zu vermeiden, dass diese Technologien einen einseitigen Druck auf alle Biirgerinnen und Biirger
schaffen, die den Parteien eine unverhéltnisméBig grole Macht gewéhren, wenn sie ohne eine angemessene
Kontrolle agieren, und die von Gesichtserkennungssystemen (einschlieSlich Hardware, Software und Algo-
rithmen) ausgehenden Gefahren anzugehen, beispielsweise um geschlechtliche und rassistische Voreinge-
nommenheit zu verhindern, die in autonome Waffensysteme integriert werden konnte;

fordert die Parlamente und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier nachdriicklich auf, eine entschei-
dende Rolle zu spielen, um die Regierungen im Hinblick auf autonome Waffensysteme zur Verantwortung
zu ziehen, die Qualitdt ihrer Regierungsfiihrung zu gewéhrleisten, insbesondere im Hinblick auf die Erfor-
dernis, die menschliche Kontrolle {iber die Anwendung von Gewalt sowie Transparenz bei ihrer Gestaltung,
Entwicklung, ihren Betrieb, ihre Regulierung und Kontrolle zu bewahren, und allgemein um konkrete Maf3-
nahmen seitens der Regierungen und der Gesellschaften auszuldsen;

ruft die Parlamente auf, die Regierungen aufzufordern, sich aktiv an den laufenden Diskussionen iiber letale
autonome Waffensysteme in der Gruppe von Regierungssachverstindigen zu beteiligen und alle notwendi-
gen Anstrengugen zu unternehmen, um die Arbeit der Gruppe von Regierungssachverstindigen zu unterstiit-
zen,

ruft die Parlamente dariiber hinaus auf, ihre Regierungen nachdriicklich aufzufordern, robuste Rahmenbe-
dingungen fiir den Datenschutz zu schaffen, die die Entwicklung, den Einsatz und die Anwendung autono-
mer Waffensysteme regeln, und dabei zu betonen, dass es zwingend notwendig ist, sensible Daten zu schiit-
zen und eine ethische und verantwortungsvolle Nutzung von Informationen zu gewahrleisten;

fordert die Parlamente nachdriicklich auf, die Schaffung effektiver Mechanismen zur Durchfiihrung von
Ermittlungen, strafrechtlichen Verfolgung und Bestrafung von Verstdfen gegen das humanitire Volkerrecht,
die aus dem Einsatz von Waffen mit autonomen Funktionalititen resultieren, zu gewéhrleisten und auf diese
Weise die Verantwortlichkeit von Einzelpersonen aufrechtzuerhalten und Rechenschaftspflicht fiir alle Ver-
stoBe gegen ethische und rechtliche Normen sicherzustellen;

fordert die Parlamente dariiber hinaus nachdriicklich auf, ihre Regierungen zu ersuchen, ihre eigene Ver-
antwortung und die der Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft in Bezug auf autonome Waffensysteme
klar zu definieren und Gesetze zu verabschieden, die Regelungsrahmen und Sicherheitsbestimmungen bein-
halten, um sicherzustellen, dass solche Systeme nicht in kriminelle Hénde oder in die Hiande nichtstaatlicher
Akteure fallen, die auBBerhalb des Gesetzes operieren, und dass derartige Gesetze vollstindig im Einklang
mit den internationalen Menschenrechtsverpflichtungen stehen;
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ruft die Parlamente und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier auf, Anreize fiir den Austausch iiber
entsprechende bewidhrte Verfahren zwischen den Staaten unter angemessener Beriicksichtigung nationaler
Sicherheitsbestimmungen und Handelsbeschrankungen fiir private Informationen zu setzen;

empfiehlt den Parlamenten und den Parlamentarierinnen und Parlamentariern, (a) Mittel zur Finanzierung
von Planen, Programmen, Projekten und MaBnahmen zur Aufklarung {iber die Notwendigkeit, tédliche au-
tonome Waftensysteme zu verhindern, zu regulieren, zu iiberwachen und Menschenrechte und Sicherungs-
maBnahmen in Bezug auf sie durchzusetzen, zuzuweisen; (b) sich fiir die Integration umfassender Bildungs-
programme iiber KI und autonome Systeme in die nationalen Lehrpldne auf einem geeigneten Bildungsni-
veau einzusetzen, um ein weitverbreitetes Verstidndnis sowohl iiber die mit diesen Technologien verbunde-
nen potenziellen Vorteile als auch die Gefahren einschlieBlich ihrer ethischen, rechtlichen, humanitiren und
sicherheitspolitischen Implikationen zu férdemn;

fordert die Verabschiedung von MafBinahmen zur Gewéhrleistung der Aufnahme einer geschlechterbezoge-
nen und intersektionellen Perspektive auf der Grundlage von Resolution 1325 (2000) des Sicherheitsrats der
Vereinten Nationen in die Diskussionen {iber autonome Waffensysteme und militérische KI-Strategien;

fordert die maBgeblichen parlamentarischen Netzwerke und die stindigen Beobachterstaaten der IPU auf,
autonome Waffensysteme auf ihre Tagesordnungen zu setzen und die IPU iiber ihre Arbeit und ihre Ergeb-
nisse zu dieser Frage zu informieren;

fordert die IPU auf, durch ihren zustidndigen Stindigen Ausschuss und ihre Fachorgane in Bezug auf die
Frage auf dem Laufenden zu bleiben und bei der 151. Versammlung eine Podiumsdiskussion zu veranstalten
und die maBgeblichen parlamentarischen Netzwerke und stindigen Beobachterstaaten der IPU zur Teil-
nahme daran einzuladen; Ziel dieser Podiumsdiskussion wire, vor der vom Generalsekretir der Vereinten
Nationen gesetzten Frist 2026 fiir die Verabschiedung eines rechtsverbindlichen Instruments im Hinblick auf
autonome Waffensysteme eine Bilanz der Lage zu ziehen;

schldgt vor, dass das IPU-Sekretariat ausgehend von den Diskussionen im Rahmen der IPU und anderen
darauf folgenden Aktivititen der IPU verschiedene bewihrte Verfahren und eine Bestandsaufnahme in Be-
zug auf den Einsatz von KI im sicherheitspolitischen und militdrischen Sektor zusammenstellt und analysiert,
was auch MaBnahmen zur Beseitigung der Voreingenommenheit in den Algorithmen, die KI-Systeme un-
terstiitzen, die in der Lage sind, eine autonome Analyse und Mafnahmen durchzufiihren, beinhaltet;

fordert den Generalsekretir der IPU auf, die vorliegende EntschlieBung und weitere Berichte und Publikati-
onen im Zusammenhang mit autonomen Waffensystemen an den Generalsekretir der Vereinten Nationen
weiterzuleiten, damit die darin enthaltenen Empfehlungen in den Bericht aufgenommen werden, der in der
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen im Dezember 2023 verabschiedeten Resolution 78/241
erwihnt wurde;

fordert die IPU auf, regelmiBig Sitzungen fiir die Parlamentarierinnen und Parlamentarier durchzufiihren,
um iiber aktuelle Entwicklungen bei autonomen Waffensystemen und KI zu sprechen und ihre Auswirkun-
gen im militdrischen Bereich neu zu bewerten, insbesondere in Bezug auf bestimmte Bedenken im Hinblick
auf Menschenrechtsverstof3e, eine zielflihrende menschliche Kontrolle {iber die Anwendung von Gewalt und
die ethischen Implikationen dieser Technologien;

fordert die Parlamente auf, ihre Strategien zur Ausiibung wirksamerer parlamentarischer Kontrollfunktionen
umzusetzen und sicherzustellen, dass technologische Entwicklungen wie KI nur eingesetzt werden, um den
Menschen bei bestimmten Aufgaben zu helfen, ohne eine zielfiihrende menschliche Kontrolle und mensch-
liches Eingreifen, wenn dies notwendig ist, zu beeintrichtigen.
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12.2 EntschlieBung des Ausschusses fiir nachhaltige Entwicklung: Partnerschaften fiir den Kii-
maschutz: Den Zugang zu bezahlbarer griiner Energie fordern und Innovation, Verantwor-
tung und Gerechtigkeit gewahrleisten

von der 148. Versammlung der IPU im Konsensverfahren® angenommene Entschlieffung (Genf, 27. Mdrz 2024)

Die 148. Versammlung der Interparlamentarischen Union,

unter Hinweis auf die Ziele des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimadnderungen (UN-
FCCC) und des Pariser Abkommens zur Stirkung der globalen Reaktion auf den Klimawandel sowie auf die
Ergebnisse der Klimakonferenzen der Vereinten Nationen (COPs), die die dringende Notwendigkeit einer sofor-
tigen, betrachtlichen, raschen und anhaltenden Senkung der Treibhausgasemissionen in allen in Frage kommen-
den Sektoren basierend auf den verfligbaren Mitteln fiir ihre Umsetzung unterstreichen, beispielsweise durch die
verstirkte Nutzung emissionsarmer und erneuerbarer Energien, gerechter Energiewende-Partnerschaften und an-
deren mehrstufigen und kooperativen Maflnahmen in Anbetracht der nationalen Gegebenheiten;

ebenfalls unter Hinweis auf die bei der 139. Versammlung der IPU im Oktober 2018 verabschiedete IPU-Ent-
schlieBung K/imawandel — Die Grenze nicht iiberschreiten, den vom Rat der IPU auf seiner 198. Sitzung im Mérz
2016 unterstiitzten Parlamentarischen Aktionsplan fiir den Klimawandel sowie das Ergebnisdokument des parla-
mentarischen Treffens bei der COP28 im Dezember 2023;

in Anbetracht der Bedeutung der Stirkung der Partnerschaften zwischen allen Landern, Parlamenten, 6ffentlichen
und privaten Einrichtungen (d. h. staatlichen, nichtstaatlichen und interparlamentarischen Einrichtungen) und der
Zivilgesellschaft (insbesondere benachteiligten Gruppen) fiir die Bekdmpfung des Klimawandels und der Tatsa-
che, dass sich die Folgen des Klimawandels ohne eine solche Zusammenarbeit zur Erleichterung von Klima-
schutzmallinahmen auf allen Ebenen nicht abwenden lassen werden;

unter Hinweis auf den VAE-Konsens auf der COP28, der zum Mal}stab fiir Partnerschaften fiir Klimaschutzmal3-
nahmen werden kann, da er eine Antwort auf die globale Bestandsaufnahme enthélt, einen Plan zur Schliefung
der Liicken bei der Umsetzung bis 2030 vorlegt und die Parteien aufruft, nach und nach aus dem Zeitalter der
fossilen Brennstoffe auf gerechte, geordnete und gleichberechtigte Art und Weise auszusteigen, um Klimaneut-
ralitdt zu erreichen, die dringende Notwendigkeit anerkennt, die finanziellen Mittel fiir eine Anpassung zu erho-
hen, und Ziele zur Verdreifachung der Kapazitit fiir erneuerbare Energien weltweit und zur Verdopplung der
weltweiten Quote der Verbesserungen bei der Energieeffizienz bis 2030 einfiihrt;

dariiber hinaus unter Hinweis auf das letztendliche Ziel des UNFCCC, eine Stabilisierung der Treibhausgaskon-
zentrationen in der Atmosphére auf einem Niveau zu erreichen, das eine gefdhrliche vom Menschen verursachte
Storung des Klimasystems verhindern wiirde;

in Anbetracht dessen, dass das Pariser Abkommen Mechanismen und Verfahren geschaffen hat, die es den Lén-
dern erlauben, ihre national festgelegten Beitrdge zur Verringerung der Treibhausgas-Emissionen zu definieren
und sich an die Auswirkungen des Klimawandels anzupassen; mit dem Ausdruck der Wertschiitzung dariiber,
dass alle Parteien des Pariser Abkommens national festgelegte Beitrdge mitgeteilt haben, die Fortschritte zum
Erreichen des Temperaturziels des Pariser Abkommens beweisen; sowie unter Hinweis darauf, dass ehrgeizigere
Minderungsziele bei den national festgelegten Beitrdgen erforderlich sind, um die Emissionen rasch zu verringern;

in Anbetracht der globalen Verpflichtung zur Verringerung der Methanemissionen auf der COP26 in Glasgow,
die auf solide wissenschaftliche Daten gestiitzt ist und eine Verpflichtung zur Senkung der weltweiten Metha-
nemissionen bis 2030 um mindestens 30 % gegeniiber dem Niveau von 2020 enthilt;

aullerdem in Anbetracht dessen, dass derzeit mehr als 155 Lander die globale Verpflichtung zur Verringerung der
Methanemissionen unterzeichnet haben, sowie in Anerkennung dessen, dass es nur durch eine drastische Senkung
der Methanemissionen in diesem Jahrzehnt moglich sein wird, auf dem richtigen Weg zu bleiben und zu vermei-
den, dass der durchschnittliche Temperaturanstieg in der Atmosphére das 1,5°C-Ziel iibersteigt;

— Indien und der Iran (Islamische Republik) duflerten ihre Ablehnung des gesamten EntschlieBungstexts.
— China duBerte Vorbehalte zu den Ziffern 7 und 8 der Prdambel sowie zu den Absétzen 7, 8 und 25 des operativen Teils.
— Tiirkiye duBerte Vorbehalte zu den Ziffern 24, 25 und 26 des operativen Teils.
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eingedenk der Tatsache, dass Methan nur 16 % der Treibhausgase ausmacht, aber fiir durchschnittlich ein Drittel
der globalen Erwdrmung verantwortlich ist und 80 Mal mehr Wérme bindet als Kohlendioxid, obwohl es inner-
halb von Jahrzehnten in der Atmosphére abgebaut wird und nicht innerhalb von Jahrhunderten wie Kohlendioxid;
sowie in Anerkennung dessen, dass die Forstwirtschaft dank ihrer entscheidenden Bedeutung fiir die Bindung von
Kohlendioxid sowie der Produktion erneuerbarer Rohstoffe fiir die Bauwirtschaft wie Holz und seine Derivate
strategisch fiir die nachhaltige Entwicklung der Lénder ist;

in Anerkennung dessen, dass das Recht auf eine saubere und gesunde Umwelt, einschlieBlich des Rechts auf
Schutz der Umwelt zum Nutzen der gegenwairtigen und der zukiinftigen Generationen, ein Grundrecht ist, das
sowohl in nationalen Gesetzen als auch im Volkerrecht verankert ist;

in Anbetracht dessen, dass die Parlamente eine grundlegende Rolle bei der Kontrolle der umweltpolitischen MaB-
nahmen der Regierungen sowie bei der Zuteilung von Haushaltsmitteln und dem Erlassen von Rechtsvorschriften,
der Uberwachung der Umsetzung der entsprechenden Gesetze und Vorschriften sowie der Gewihrleistung der
Angleichung der nationalen Politiken und internationalen Verpflichtungen spielen;

dariiber hinaus in Anbetracht dessen, dass zahlreiche parlamentarische Initiativen sich mit der Notwendigkeit
dringender Finanzierung und Klimaschutzmalinahmen befassen, beispielsweise die sich entwickelnden parlamen-
tarischen Plattformen fiir KlimaschutzmaBnahmen gegen Methanemissionen;

in Anerkennung dessen, dass die Senkung der CO,-Emissionen von entscheidender Bedeutung fiir die Bewalti-
gung des Klimawandels und zur Milderung der Umweltschéiden ist und dass erneuerbare Energien, die die Oko-
systeme nicht schadigen, ein saubereres und nachhaltigeres Mittel zur Deckung der Energienachfrage sind, die zu
okologischer Nachhaltigkeit fiihren und den zusétzlichen Vorteil bieten, in der Lage zu sein, auch die am wenigs-
ten privilegierten Menschen in den abgelegensten Gebieten mit Strom zu versorgen;

dariiber hinaus in Anerkennung dessen, dass von Staaten oder nichtstaatlichen Akteuren ausgeloste bewaffnete
Konflikte sich in erheblichem Maf3e auf das Klima auswirken, da sie die Freisetzung betrachtlicher Mengen Koh-
lendioxid und anderer Treibhausgase in die Atmosphire verursachen, was zur Zerstrung von Okosystemen fiihrt,
die gegenwirtig Kohlenstoff speichern und fiir die Absorption und den Abbau von Emissionen aus der Atmo-
sphiire verantwortlich sind, und einen Okozid zur Folge hat;

aufserdem in Anerkennung dessen, dass der Einsatz erneuerbarer Energien im Stromerzeugungs-, Warme- und
Transportsektor einer der wichtigsten Faktoren ist, um das Ziel eines Anstiegs der globalen Durchschnittstempe-
ratur unter 1,5°C in Reichweite zu halten, dass die Notwendigkeit der Férderung der Nutzung erneuerbarer Ener-
gien in den letzten Jahren zugenommen hat und mehr Stadte, Regionen und Lander — sowohl Entwicklungs- als
auch Industrielinder — Maflnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien fordern und verabschieden und dass in
diesem Zusammenhang konkrete und leicht messbare Umweltziele von {liberragender Bedeutung sind;

unter Betonung der Notwendigkeit einer betrichtlichen, raschen und anhaltenden Senkung der Treibhausgasemis-
sionen gemaf dem 1,5°C-Ziel durch Verdreifachung der Kapazititen fiir erneuerbare Energien weltweit und Ver-
dopplung der globalen durchschnittlichen jahrlichen Rate zur Verbesserung der Energieeffizienz bis 2030 sowie
durch ein Vorantreiben emissionsfreier und emissionsarmer Technologien und einen Ausstieg aus fossilen Brenn-
stoffen in den Energiesystemen, wie in dem Beschluss iiber die erste globale Bestandsaufnahme bei der COP28
zum Ausdruck gebracht;

mit Genugtuung tiber die Erklarung der Staats- und Regierungschefs der G20 von Neu Delhi, die einen beschleu-
nigten Ubergang zu sauberen, nachhaltigen, gerechten, bezahlbaren und inklusiven Energien auf unterschiedli-
chen Wegen zur Erméglichung eines starken, nachhaltigen, ausgewogenen und inklusiven Wachstums und zur
Erreichung der Klimaziele hervorhebt und zur Anerkennung der Bediirfnisse, Anfélligkeiten, Prioritdten und un-
terschiedlichen nationalen Rahmenbedingungen von Entwicklungslédndern sowie zur Unterstiitzung starker inter-
nationaler und nationaler forderlicher Umfelder fiir Innovation, einen freiwilligen und in gegenseitigem Einver-
nehmen vereinbarten Technologietransfer und zum Zugang zu kostengiinstiger Finanzierung aufruft;

in Anerkennung der Notwendigkeit, dass die Staaten zu den Bemiithungen um eine Abmilderung des globalen
Klimawandels durch die beschleunigte Entwicklung von emissionsfreien und emissionsarmen Technologien, z.B.
aus dem Bereich der erneuerbaren Energien, Atomenergie, emissionsmindernde und emissionsauthebende Tech-
nologien sowie eine kohlenstoffarme Wasserstoffproduktion, beitragen miissen, wie in dem Beschluss iiber die
erste globale Bestandsaufnahme bei der COP28 zum Ausdruck gebracht;
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dariiber hinaus in Anerkennung der Bedeutung der bei der COP27 erzielten Vereinbarung, eine Schadensersatz-
finanzierung fiir benachteiligte Linder, die schwer von Uberschwemmungen, Diirre und andere Klimakatastro-
phen getroffen werden, zu leisten, sowie mit Genugtuung tiber die darauffolgende Operationalisierung des Glo-
balen Fonds gegen Schiden und Verluste auf der COP28;

ferner in Anerkennung der Rolle der Industrielédnder bei der Unterstiitzung und Verstirkung der Zusammenarbeit

mit Entwicklungslindern bei ihrem Ubergang zu kohlenstoff- und emissionsarmen Volkswirtschaften; unter Be-
tonung der Notwendigkeit, die Finanzierung deutlich zu erhhen, um dem dringenden und sich wandelndem Be-
darf der Entwicklungsldnder nachzukommen, darunter Zugang zu Technologien und kostengiinstiger Finanzie-
rung; einen kollektiven Ansatz zur Forderung des Technologietransfers und der technologischen Entwicklung
sowie des Wissensaustauschs befiirwortend und innovative Losungen als entscheidend fiir die Forderung eines
sozial gerechten, nachhaltigen und tatsdchlichen Fortschritts kultivierend sowie unter Betonung, dass jedes Land
fiir die Schaffung eines attraktiven Investitionsklimas verantwortlich ist, das sowohl nationales als auch interna-
tionales Kapital anziehen kann, um den Wandel zu beschleunigen;

in Anbetracht dessen, dass die Industrieldnder als grofite Beitragende zu den CO»- und Treibhausgasemissionen
die groBte Verantwortung tragen sollten;

ebenfalls in Anbetracht dessen, dass die Weltbevolkerung mit noch nie dagewesener Geschwindigkeit wéchst und
dass dies zu einem dramatischen Anstieg der weltweiten Energienachfrage gefiihrt hat, und zwar mit einer wahr-
scheinlich noch rascheren Geschwindigkeit als das Bevolkerungswachstum;

sich dessen bewusst, dass in dem Bestreben, dieser immer stirker ansteigenden Energienachfrage nachzukommen
und die Frage der globalen Erwdrmung anzugehen, bahnbrechende Fortschritte bei der Entwicklung von Techno-
logien erzielt wurden, die Emissionen eindimmen und Strom aus erneuerbaren und alternativen Energiequellen
nutzen konnen, dass ihre Kosten jedoch fiir viele Entwicklungslédnder weiterhin unerschwinglich sind;

in Anerkennung der Notwendigkeit, neue Technologien zur Verstirkung der Integration von Batterie-Energie-
speichersystemen zu fordern, die darauf abzielen, eine stérkere Integration variierbarer erneuerbarer Energiequel-
len zu ermoglichen und der dynamischen Energienachfrage einer wachsenden Bevolkerung nachzukommen;

zur Harmonisierung der Standards fiir kohlenstofffreien und kohlenstoffarmen Wasserstoff aufiufend mit dem
Ziel, eine weltweite Zusammenarbeit zu fordern, den Handel zu erleichtern und Innovation anzuregen, was die
Fahigkeit birgt, Skaleneffekte freizusetzen, den Technologietransfer und die Entwicklung von Technologien zu
fordern, den Ubergang zu saubereren Energiequellen zu beschleunigen und das volle Potenzial erneuerbarer Ener-
gien zu erschliefen;

mit Genugtuung Uiber die Kooperationsinitiativen flir einen universalen Energiezugang seitens Organisationen der
Zivilgesellschaft zur verstirkten Nutzung griiner Energietechnologien, um Zugang zu Energi zu schaffen, Ener-
giesicherheit zu gewéhrleisten und die Energiewende voranzutreiben;

in Anerkennung der entscheidenden Rolle von Verbundnetzen, einer resilienten Energieinfrastruktur sowie einer
regionalen/grenziibergreifenden Integration der Stromsysteme zur Verbesserung der Energiesicherheit, Forderung
des Wirtschaftswachstums und zur Erleichterung eines allgemeinen Zugangs zu Energie fiir alle auf bezahlbare,
verldssliche und nachhaltige Art und Weise;

darauf hinweisend, dass sich der Klimawandel in unterschiedlichem MalBe auf Einzelpersonen und Gemeinschaf-
ten auswirkt und dass Frauen, junge Menschen, édltere Menschen, Menschen mit Behinderungen, die Bevolkerun-
gen kleiner, sich entwickelnder Inselstaaten, indigene Gruppen und Gemeinschaften in einer benachteiligten Lage
hiufig die Hauptlast seiner Auswirkungen tragen, sowie koordinierte Bemithungen fordernd, um sicherzustellen,
dass die MaBnahmen zur Bewiltigung dieser Herausforderungen einen umfassenden und gerechten Ansatz im
Hinblick auf KlimaschutzmalBnahmen widerspiegeln, beispielsweise durch die Forderung gerechter Wege fiir den
Ubergang;

in Anerkennung der Tatsache, dass Frauen und Médchen in besonderer Weise von den schidlichen Auswirkungen
des Klimawandels betroffen sind und Maflnahmen ergriffen werden sollten, um die Fiihrungsrolle von Frauen und
ihre Teilhabe an der Entscheidungsfindung bei den Bemiihungen um die Abschwichung des Klimawandels und
um Anpassungsmafinahmen, zur Starkung der Resilienz und zur nachhaltigen Bewirtschaftung der natiirlichen
Ressourcen zu fordern;
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in Anerkennung der Tatsache, dass junge Menschen das wichtigste und dynamischste Bevolkerungssegment einer
Gesellschaft sind, dass sie Motor fiir Verdnderungen, Unternehmer und Innovateure sind und dass sie durch Bil-
dung, Wissenschaft und Technologie ihre Anstrengungen verstirken und ihre Fahigkeiten nutzen, um Klima-
schutzmafinahmen zu beschleunigen und dabei ihre gemeinsamen Bediirfnisse beriicksichtigen, beispielsweise
eine gute Ausbildung, um sie auf die Arbeitspldtze von morgen vorzubereiten, die Verfiigbarkeit einer angemes-
senen Tétigkeit, Gleichstellung von Frauen und Méannern sowie ein Planet, der gesund, sauber und nachhaltig ist;

in Anbetracht dessen, dass die Forderung einer Klimakultur und das Ausschopfen der Perspektiven, neuen Ideen
und Energien junger Menschen entscheidende Bestandteile der allgemeineren Anstrengungen zur Bewéltigung
wichtiger Fragen, die Menschen jeden Alters betreffen, darstellt, unter anderem das Erreichen der Ziele fiir nach-
haltige Entwicklung (SDG), Frieden und Sicherheit, das Recht auf Bildung, Gesundheit und sozialen Schutz,
Gleichstellung der Geschlechter, gleiche wirtschaftliche und soziale sowie politische Chancen sowie Bekdmpfung
des Klimawandels;

in Kenntnis der Bedeutung von Investitionen in nachhaltige, gesunde Lebensstile, eine gerechte und nachhaltige
Energiewende und rascherer Fortschritte zum Erreichen der SDGs, vor allem in den Entwicklungsldndern, sowie
im Kontext der Bekdmpfung der Armut in all ihren Formen und Dimensionen;

in Anerkennung der Tatsache, dass Nachhaltigkeit und Verantwortungsbewusstsein bei Konsum, Produktion und
Handel in Verbindung mit umweltfreundlichen Lebensentscheidungen und Lebensstilen, wie Zero-Waste-Ansit-
zen, von entscheidender Bedeutung fiir das Erreichen der SDGs sowie der Klimaziele und eines inklusiven Wirt-
schaftswachstums sind;

dariiber hinaus in Anerkennung der Fiihrungsrolle der subnationalen Regierungsebenen bei der Beschleunigung
und Verstiarkung von MaBBnahmen zur Abschwichung des Klimawandels und zur Anpassung daran durch die
Umsetzung lokaler und regionaler Klimaplidne und KlimamafBnahmen, unter wirksamer Einbindung der Biirge-
rinnen und Biirger und der Industrie in den Transformationsprozess hin zu verantwortlichem Konsum und verant-
wortlicher Produktion;

eine umfassende Transformation der EnergieeffizienzmalBnahmen und der weltweiten Senkung des Konsums be-
absichtigend mit dem ehrgeizigen Ziel, die globale jahrliche Quote der Verbesserungen bei der Energieeffizienz
bis 2030 auf eine je nach Land zu bestimmende Art und Weise zu verdoppeln und dabei das UNFCCC und das
Pariser Abkommen sowie die unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten, Wege und Ansétze zur Forderung
einer nachhaltigen und verantwortlichen Energielandschaft weltweit zu beriicksichtigen, sowie in Anerkennung
dessen, dass die globale Energiewende Mdoglichkeiten und Herausforderungen fiir eine nachhaltige Entwicklung,
Wirtschaftswachstum und die Beseitigung der Armut bietet und folglich einen kohirenten, gerechten Ubergang
in verschiedenen Sektoren der nationalen Volkswirtschaft erfordert;

in Anerkennung dessen, dass es sehr wichtig ist, die Entwicklung, den Transfer, die Nutzung und die Verbreitung
von Technologien zu beschleunigen sowie Politiken fiir den Ubergang zu emissionsfreien und emissionsarmen
Energiesystemen zu verabschieden, darunter u. a. erneuerbare Energien, Kerntechnik, emissionsmindernde und
emissionsauthebende Technologien wie solche zur Abscheidung, Verwendung und Speicherung von Kohlendi-
oxid, insbesondere in Sektoren, in denen eine Emissionsminderung schwierig ist, sowie unter Betonung der Not-
wendigkeit, diese Technologien so schnell wie mdglich fiir alle verfiigbar und erschwinglich zu machen,;

unter Betonung der Tatsache, dass es sehr wichtig ist, die 6kologischen Herausforderungen durch gemeinsame
Klimaschutzmafnahmen und Partnerschaften zu bewéltigen, um den Planeten fiir die gegenwértigen und zukiinf-
tigen Generationen zu erhalten;

1. unterstreicht, dass die globale Erwarmung ein kollektives Problem ist, das eine verstérkte internationale Zu-
sammenarbeit und multilaterale Prozesse innerhalb des Rahmens des UNFCCC erfordert, basierend auf den
Grundsitzen der Gerechtigkeit und der gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortung, wie in Artikel
3.1. des Ubereinkommens und Artikel 2.2 des Pariser Abkommens dargelegt, und betont die Notwendigkeit
einer zusétzlichen internationalen Unterstiitzung fiir die Entwicklungslénder;

2. ruft die Parlamente auf, einen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen in den Energiesystemen auf eine gerechte,
geordnete und gleichberechtigte Art und Weise zu gewihrleisten und das Handeln in diesem fiir das Errei-
chen des Ziels der Netto-Null-Emissionen entscheidenden Jahrzehnt zu beschleunigen;

3. unterstreicht die Bedeutung eines sauberen Energiemixes im Einklang mit dem 1,5°C-Ziel, einschlieBlich
emissionsfreier und emissionsarmer und erneuerbarer Energien, auf allen Ebenen als Teil einer Diversifizie-
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10.

11.

rung der Energiemixe und -systeme im Einklang mit den nationalen Gegebenheiten und erkennt die Notwen-
digkeit einer Unterstiitzung fiir einen gerechten Ubergang an, insbesondere fiir Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, deren Arbeitsplitze durch den Ausstieg aus fossilen Brennstoffen beeintrichtigt werden;

bekrdftigt ihre Unterstiitzung fiir die Férderung verldsslicher, diversifizierter, nachhaltiger und verantwor-
tungsvoller Lieferketten fiir die Energiewende einschlieSlich wichtiger Bodenschitze und Materialien durch
verantwortungsvolle Beschaffungsverfahren und internationale Zusammenarbeit;

bekriftigt erneut die feste Verpflichtung der Parlamente mit Blick auf die Verfolgung der Ziele des UN-
FCCC, den Klimawandel durch eine verstirkte umfassende und effektive Umsetzung des Pariser Abkom-
mens und ihrer Temperaturziele zu bekdmpfen, was Gerechtigkeit und den Grundsatz der gemeinsamen, aber
unterschiedlichen Verantwortung und die jeweiligen Féhigkeiten im Lichte der unterschiedlichen nationalen
Gegebenheiten widerspiegelt;

ruft die Parlamente auf, ihre jeweiligen Regierungen nachdriicklich aufzufordern, politische Ma3nahmen zur
Bekdampfung des Klimawandels, Forderung erneuerbarer Energien, emissionsfreier und emissionsarmer
Energien und zur Umsetzung verschiedener Programme und Initiativen, auch auf der Grundlage der globalen
Bestandsaufnahme bei der COP28, zu ergreifen und Regulierungsrahmen zu schaften, um griine Energieini-
tiativen zum Vorteil der Menschen zu unterstiitzen;

ruft die Parlamente auf, sich aktiv zu kollektiven KlimaschutzmaBnahmen zur Senkung der Methan-Emissi-
onen zu verpflichten und dabei sicherzustellen, dass

(a) die national festgelegten Beitrdge explizit eine Senkung der Methan-Emissionen beinhalten;

(b) Gesetzesinitiativen in den nationalen Parlamenten die Methan-Emissionen in der Energie- und Abfall-
wirtschaft senken und

(c) bewihrte Verfahren in der Landwirtschaft, wie nachhaltige Landwirtschaft und Viehwirtschatft, als stra-
tegische Wirtschaftsaktivititen gefordert werden;

(d) Ressourcen zugeteilt werden, darunter finanzielle Mittel fiir Forschung, technologische Entwicklung
und die Umsetzung von Strategien zur Senkung der Methan-Emissionen;

fordert die Parlamente dariiber hinaus auf zu liberwachen, ob die politischen Maflnahmen der Regierungen
effektiv an die in der Globalen Verpflichtung zur Senkung der Methan-Emissionen enthaltenen Verpflich-
tungen und Emissionssenkungsziele und an das Reduktionsziel der Internationalen Energieagentur von 75%
angepasst sind;

ruft die Parlamente dariiber hinaus auf sicherzustellen, dass sich die internationale Finanzierung in den
nichsten Jahren auf Hilfen, Investitionen und die Nutzung innovativer griiner Technologien zur Senkung der
Methan-Emissionen konzentriert, insbesondere durch

(a) die Feststellung und Beseitigung von Methan-Emissionen aus der Erd6l-, Erdgas- und Kohlegewin-
nung, die Modernisierung veralteter Anlagen, die Verringerung des Abfackelns und Ablassens von Be-
gleitgasen sowie die Anwendung drastischer Emissionskontrollen;

(b) die Umsetzung besserer Verfahren bei der Viehzucht und Diingewirtschaft;

(c) Investitionen in die Abfallwirtschaft (Haushalts- und Industrieabfille) und die Abfallverringerung, die
Anforderung an Deponien, die Methanemissionen streng zu kontrollieren, sowie die Umleitung organi-
scher Abfille in Valorisierungsprozesse wie Kompostierung, Proteingewinnung und Energieproduk-
tion;

erkennt an, dass die beispiellose globale Energiekrise die Dringlichkeit einer raschen Energiewende unter-

streicht, damit sie sicherer, verlésslicher und resilienter werden, unter anderem durch die Beschleunigung

eines sauberen, fairen, erschwinglichen und gerechten Ubergangs zu erneuerbaren emissionsfreien und emis-
sionsarmen Energien;

ruft zu kollektiven Maflnahmen und Anstrengungen auf, um die Kapazititen fiir erneuerbare Energien welt-
weit mithilfe der bestehenden Ziele und Politiken zu verdreifachen und &hnliche Ambitionen in Bezug auf
andere emissionsfreie und emissionsarme Technologien an den Tag zu legen, darunter u. a. erneuerbare
Energien, Kerntechnik, emissionsmindernde und emissionsauthebende Technologien wie die Abscheidung,
Verwendung und Speicherung von Kohlendioxid, insbesondere in Sektoren, in denen eine Emissionsminde-
rung schwierig ist, sowie eine kohlenstoffarme Wasserproduktion gemif3 den nationalen Gegebenheiten;
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ruft die Parlamente auf, ihre jeweiligen Regierungen nachdriicklich aufzufordern, ihren internationalen Ver-
pflichtungen nachzukommen, zu den globalen Anstrengungen zur Abschwichung des Klimawandels beizu-
tragen, indem sie emissionsfreie und emissionsarme Technologien vorantreiben, darunter erneuerbare Ener-
gien, Kerntechnik, emissionsmindernde und emissionsaufthebende Technologien sowie eine kohlenstoffarme
Wasserstoffproduktion;

fordert die Parlamente nachdriicklich auf, ihre Regierungen dazu zu dringen, ein international, national,
regional und lokal giinstiges Umfeld sowie Partnerschaften zu schaffen, um Innovationen, eine Technolo-
gieentwicklung und einen Technologietransfer, die freiwillig und in gegenseitigem Einvernehmen vereinbart
wurden, sowie den Zugang zu konstengiinstiger Finanzierung, einschlieflich Féhigkeitsaufbau, eine zu-
schussbasierte Finanzierung und nicht riickzahlbare Mittel zu fordern und dabei den Bediirfnissen, Vulnera-
bilitdten, Prioritdten und unterschiedlichen nationalen Gegebenheiten der Entwicklungslander Rechnung zu
tragen;

fordert die Parlamente dariiber hinaus nachdriicklich auf, ihre Regierungen zu dréngen, spezielle Haushalts-
mittel fiir Initiativen zum Klimaschutz zuzuteilen, die sich auf die Umsetzung nachhaltiger, emissionsfreier
und emissionsarmer Entwicklungsstrategien konzentrieren, und den Féhigkeitsaufbau zu priorisieren, um
alle Nationen zu starken, insbesondere diejenigen, die sich erheblichen sozio6konomischen Herausforderun-
gen und den nachteiligen Folgen des Klimawandels gegeniibersehen;

ruft die Parlamente auf, einen parlamentarischen Mechanismus zu schaffen, um iiber einen faktengestiitzten
Ansatz die Fortschritte bei der Gesetzgebung im Zusammenhang mit dem Klimaschutz und der durchgehen-
den Beriicksichtigung einer grilnen Haushaltsplanung bei den parlamentarischen Verfahren systematisch zu
iiberwachen und dariiber Bericht zu erstatten, um die Transparenz der eingeleiteten KlimaschutzmaBinahmen
und der damit einhergehenden Rechenschaftspflicht zu gewihrleisten;

ruft die nationalen Parlamente auf, mit anderen regionalen und nationalen Parlamenten im Hinblick auf den
Wissensaustausch und den Austausch {iber bewéhrte Verfahren, politische Grundsétze und Gesetze im Hin-
blick auf KlimaschutzmaBnahmen fiir eine nachhaltige Entwicklung sowie fiir einen Transfer und die Ent-
wicklung sauberer Technologien zusammenzuarbeiten;

empfiehlt, dass die IPU, andere interparlamentarische Institutionen und Plattformen sowie die nationalen
Parlamente eng mit den mafgeblichen internationalen Klimaakteuren, darunter die Finanzierungsarchitektur
des UNFCCC und ihr Rahmen fiir Klimatechnologie, im Hinblick auf eine Stiarkung der Aulenwirkung der
Parlamente und ihres Bewusstseins im Hinblick auf Klimafragen zusammenarbeiten;

fordert die Parlamente nachdriicklich auf, mit dem offentlichen Sektor und der Privatwirtschaft zusammen-
zuarbeiten, um ein giinstiges Umfeld fiir Investitionen in saubere Technologien und Infrastruktur, den Fé-
higkeitsaufbau sowie den Technologietransfer und die Technologienentwicklung zu schaffen und stérkere
offentlich-private Partnerschaften auf regionaler und internationaler Ebene zu férdern sowie eine stérker an
der Bevdlkerung orientierte Energiewende sowie eine klimaresiliente Entwicklung fiir alle herbeizufiihren;

ruft die Parlamente auf, ihre Regierungen nachdriicklich aufzufordern, sich fiir die Erleichterung des Zu-
gangs zu einer kostengiinstigen Finanzierung fiir die Entwicklungslénder fiir vorhandene und neue und sich
entwickelnde Technologien fiir saubere und nachhaltige Energien einzusetzen sowie eine gerechte und nach-
haltige Energiewende zu unterstiitzen;

erkennt die Rolle der Parlamentarierinnen und Parlamentarier bei der Sensibilisierung im Hinblick auf Fra-
gen im Zusammenhang mit dem Klimawandel sowie die Tatsache, dass Kinder und junge Menschen in Zu-
kunft erheblich vom Klimawandel betroffen sein werden, an und ruft die Regierungen auf, junge Menschen
in alle Klimaverhandlungen einzubeziehen;

ruft die Parlamente auf, eine zielfithrende und gleichberechtigte Beteiligung von Frauen an Klimaschutz-
mafBnahmen zu gewihrleisten, wozu auch eine geschlechtergerechte Umsetzung der Klimaziele gehort;

begriifit die Initiative der IPU, die Parlamente und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier an ihrer Kam-
pagne Parlamente fiir den Planeten zu beteiligen, was unterstreicht, dass die Parlamente und die Parlamen-
tarierinnen und Parlamentarier Motor des Wandels sein konnen, indem sie dazu beitragen, durch kollektive
Bemiihungen, die Bemiihungen von Einzelpersonen und von Institutionen einen fairen, inklusiven, gerechten
und nachhaltigen Ubergang zu gewihrleisten;
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23. ruft die nationalen Parlamente auf, entschlossenere KlimaschutzmaBBnahmen zu ergreifen, indem sie die In-
strumente der IPU zur Bekdmpfung des Klimawandels, wie die 10 MafSnahmen fiir griinere Parlamente
umsetzen, ihre Arbeit an Initiativen zur Okologisierung anzupassen, sich stirker an den Prozessen fiir die
national festgelegten Klimaschutzbeitridge zu beteiligen und zu ehrgeizigeren Klimaaktionsplanen und -zie-
len aufzurufen, die sich auf eine an der Bevolkerung orientierte und von der Gemeinschaft getragene Anpas-
sung und auf eine faire Energiewende auf allen Ebenen konzentrieren;

24. erkennt an, dass Klimagerechtigkeit nur dann mdglich ist, wenn die fiir Klimaschéden verantwortlichen ju-
ristischen Personen zur Rechenschaft gezogen werden;

25. unterstreicht die Notwendigkeit, Schiden im Zusammenhang mit dem Klimawandel in den Entschiddigungs-
mechanismen, die infolge volkerrechtswidriger Handlungen geschaffen wurden, zu beriicksichtigen, sowie
anzuerkennen, dass wichtige friihere, gegenwértige und zukiinftige groe Emittenten in dieser Hinsicht eine
groB3e Verantwortung tragen;

26. unterstreicht die Notwendigkeit, Okozid als eine widerrechtliche oder strafbewehrte Handlung zu definieren,
die in dem Wissen veriibt wurde, dass eine sehr groBBe Wahrscheinlichkeit besteht, dass durch derartige
Handlungen schwere und groBflachige oder langfristige Schiden fiir die Umwelt verursacht werden.

12.3 Antrag des Ausschusses fiir die Angelegenheiten der Vereinten Nationen: Reform des Si-
cherheitsrats der Vereinten Nationen

von dem Ausschuss verabschiedeter Antrag (Genf, 26. Mdrz 2024)

Der Stindige Ausschuss der IPU fiir die Angelegenheiten der Vereinten Nationen setzt sich entschlossen fiir eine
Reform des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen ein.

Vor dem Hintergrund schwindenden Vertrauens in das multilaterale System der VN ist der Ausschuss in grof3er
Sorge angesichts der derzeitigen Pattsituation bei den VN, wo eine Reform des Sicherheitsrates seit Jahrzehnten
auf der Tagesordnung steht, ohne dass ein Ende in Sicht wire.

Trotz der weitverbreiteten Erkenntnis, dass die Zusammensetzung des Sicherheitsrates nicht die geopolitischen
Realitéten des 21. Jahrhunderts widerspiegelt, sind die Mitgliedstaaten im Hinblick auf verschiedene Fragen wei-
terhin tief gespalten; das betrifft u. a. die erweiterte Mitgliedschaft, die Kriterien, anhand derer neue Mitglieder
in Betracht gezogen werden sollten, sowie eventuelle Beschrinkungen der Ausiibung des Vetorechts durch der-
zeitige und zukiinftige stindige Mitglieder.

Der Ausschuss begriifit Resolution 76/262 der Generalversammlung, die den stdndigen Mitgliedern eine Rechen-
schaftspflicht gegeniiber der Generalversammlung auferlegt, wenn sie von ihrem Vetorecht Gebrauch machen,
um eine Resolution des Sicherheitsrates zu blockieren. Wie die jlingsten Erfahrungen zeigen, reicht diese Mal3-
nahme jedoch nicht aus, um einen Missbrauch des Vetorechts zu verhindern.

Der Ausschuss ist der Auffassung, dass die Gesamtanstrengungen, das multilaterale System demokratischer zu
gestalten und rechenschaftspflichtiger gegeniiber der Bevolkerung zu machen, ohne eine wirksame Reform des
Sicherheitsrates erheblich beeintrichtigt werden. Der Ausschuss betrachtet den diesjahrigen Zukunftsgipfel als
eine Gelegenheit, sinnvolle Fortschritte zu erzielen, um das Vertrauen in den Multilateralismus zu einer Zeit wie-
derherzustellen, in der die globale Zusammenarbeit am dringendsten ist.

Aufbauend auf dem Briefing zur Reform des Sicherheitsrates, das auf der 147. Versammlung (Luanda, Angola,
Oktober 2023) stattfand, und mit Blick auf mogliche parlamentarische Mafinahmen, die geeignet sind, die derzei-
tigen Diskussionen voranzutreiben, ruft der Ausschuss alle Mitgliedsparlamente der IPU nachdriicklich auf:

1. vonihren Regierungen und ihren Stidndigen Vertretern bei den Vereinten Nationen regelméfige Updates zu
Vorschldgen fiir eine Reform des Sicherheitsrates sowie den diesbeziiglich erzielten Fortschritten einzufor-
dern;

2. zu fordern, dass der Reformprozess demokratisch, inklusiv und transparent durchgefiihrt und dass der Zu-
kunftsgipfel im September 2024 zu einem entscheidenden Wendepunkt wird;

3. die Ratifizierung der Reform des UN-Sicherheitsrates nach ihrer endgiiltigen Verabschiedung durch die Ge-
neralversammlung und im Einklang mit ihren nationalen Verfahren vorzubereiten; und
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4. sich an parlamentarischen Prozessen wie Debatten, Ausschussanhérungen und EntschlieBungen zu beteili-
gen, um den zwischenstaatlichen Prozess bis zum Zukunftsgipfel zu beeinflussen und damit sicherzustellen,
dass die Stimmen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier in seinem Ergebnisdokument, dem Pakt fiir
die Zukunft, ihren Niederschlag finden.

12.4 Erklarung der Leitung der IPU zur Lage im Gazastreifen
herausgegeben auf der 148. Versammlung der IPU (Genf, 27. Mdrz 2024)

Angesichts der sich verschlechternden Lage im Gazastreifen rufen wir zu unverziiglichem Handeln auf, um das
Leiden der Menschen in der Region, darunter Frauen, Kinder und éltere Menschen, die in die Kdmpfe verwickelt
worden sind, zu lindern.

Im Namen der globalen parlamentarischen Gemeinschaft fordern wir einen sofortigen Waffenstillstand im Gaza-
streifen.

Wir bekréftigen erneut unsere Forderung nach einer sofortigen und bedingungslosen Freilassung aller Geiseln.

Wir appellieren an die zustdndigen Regierungen auf allen Seiten, die lebenswichtigen humanitéren Hilfslieferun-
gen fiir die Betroffenen im Gazastreifen auszuweiten.

Wir bekréftigen erneut unsere entschiedene Verurteilung jeglicher Art von Gewalt gegen Zivilistinnen und Zivi-
listen und unterstreichen die Notwendigkeit, das humanitdre Volkerrecht zu achten.

Tulia Ackson, Prisidentin der IPU
Martin Chungong, Generalsekretir der [PU
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13 Reden der Delegationsmitglieder
13.1 Rede des Abgeordneten Volkmar Klein (CDU/CSU) am 25. Marz 2024

Frau Vorsitzende, Exzellenzen, meine Damen und Herren, liebe Abgeordnetenkollegen aus den Parlamenten,

,,Frieden ist mehr als die Abwesenheit bewaffneter Konflikte. Er umfasst Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und die
Bedingungen, die Einzelpersonen, Familien und Gemeinschaften bendtigen, um ein erfiilltes Leben zu fithren
und ihr sozio6konomisches Potenzial auszuschopfen.*

Dies ist der erste Satz unseres Konzeptpapiers flir diese Debatte, und ich denke, es ist ein wirklich kluger Satz.
Ubrigens: Es ist eigentlich nur eine weitere Beschreibung von SDG16, unserem Thema in Luanda. Und die heu-
tige Debatte ist mehr oder weniger eine Fortsetzung unserer Diskussionen in Angola.

Wohlstand kann sich nur in einem sicheren und stabilen Umfeld entwickeln. Deshalb miissen wir Konflikte und
Terror bekdmpfen und fiir Sicherheit sorgen. Ansonsten kann niemand Felder bestellen oder Handel treiben.

Wohlstand kann nur mit Verldsslichkeit und Vertrauen entstehen. Andernfalls werden sich keine wirtschaftlichen
Perspektiven entwickeln. Und eine Bekdmpfung der Armut wird auch nicht mdglich sein.

Im Ausschuss fiir nachhaltige Entwicklung haben wir uns gestern auf einen Erwégungsgrund Paragraph 18 geei-
nigt, und ich zitiere:

,,Jede Nation ist dafiir verantwortlich, ein attraktives Investitionsklima zu schaffen, das sowohl inldndisches als
auch internationales Kapital mobilisiert um einen Wandel zu beschleunigen.*

Und ja, es sind enorme Investitionen notwendig, fiir Arbeitsplitze, fiir die Umwelt, um fossile Brennstoffe durch
Wind, Sonne oder Wasserstoff zu ersetzen. Es sind enorme Investitionen notwendig. Und das gelingt nur, wenn
es einen Rechtsrahmen gibt, der verldsslich ist und iiber Jahre hinweg als stabil und dauerhaft gilt.

Niemand sollte anderen Ratschlidge geben, wie genau ein solcher Rahmen entwickelt werden sollte. Aber er muss
zuverléssig sein. Und indem wir iiber Erfahrungen reden und Erfahrungen teilen, ist das schon ein Beitrag zur
parlamentarischen Diplomatie, und den sollten wir nutzen.

Aber die wichtigste Voraussetzung fiir ein besseres Leben ist natiirlich die Abwesenheit bewaffneter Konflikte.

Stattdessen mussten genau das die Menschen im Jahr 2023 in 56 Léndern erleben. Sie erlebten und erlitten diese
bewaffneten Konflikte.

Es gibt Konflikte, die in den internationalen Nachrichten thematisiert werden: Der Krieg Russlands gegen die
Ukraine brachte enormes Leid fiir die Menschen in der Ukraine und auch fiir Tausende Familien in Russland.
Putin konnte diesen Krieg innerhalb eines Tages beenden.

In Gaza herrschte praktisch bis zum 7. Oktober letzten Jahres ein stabiler Waffenstillstand. Tausende Paldstinenser
hatten Arbeit in Israel. Doch dieser stabile Waffenstillstand wurde durch den Hamas-Terror beendet. Terror gegen
Zivilisten in Israel. Und dariiber wurde hier vor wenigen Minuten eindrucksvoll berichtet. Die anhaltende Zersto-
rung der Terror-Infrastruktur der Hamas verursacht erneut grofes Leid. Und das kénnen wir nicht akzeptieren.
Dieser Krieg muss enden. Wir brauchen dringend nachhaltigen Frieden in Gaza, Israel und dariiber hinaus.

Ich denke, es gibt noch viele weitere Konflikte, die unter dem Radar bleiben. Fiir die Menschen ist es aber egal,
ob sie in den Nachrichten sind oder nicht. Opfer solcher Ereignisse zu werden, passiert vielen Menschen auf
lokaler Ebene in vielen Konflikten.

Und wir als Parlamentarier sind in einer einzigartigen Lage: Wir kennen die lokale Ebene, wir sind ein Teil davon.
Und gleichzeitig sind wir Teil eines internationalen Netzwerks.

Die IPU ist dabei eine starke Sdule und wir haben viele bilaterale Freundschaftsgruppen in unseren Parlamenten.

Es liegt also an uns, Liicken zu schlieBen, Kompromisse zu finden und an einem nachhaltigen Frieden zu arbeiten
und das Wort parlamentarische Demokratie mit Leben zu fiillen. Lass es uns tun! Dankeschon!
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13.2 Rede des Abgeordneten Ulrich Lechte (FDP) am 26. Marz 2024

Sehr geehrter Herr Prisident,

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

sehr geehrte Damen und Herren — und sehr geehrte nichtbindre Menschen,
weltweit gibt es mehr als eine Milliarde Menschen mit Behinderungen.
Das sind mehr als 15 Prozent der Weltbevolkerung.

Die Gesellschaft bietet ihnen haufig eine schlechtere Gesundheitsversorgung, weniger Bildung, schlechtere Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt, und folglich sind sie oft &rmer als Menschen ohne Behinderungen.

Die Covid-19-Pandemie, bewaffnete Konflikte, Umweltkatastrophen, Flucht und Vertreibung haben diese Un-
gleichheiten weiter verschirft.

Die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen ist jedoch ein Menschenrecht, kein Akt der Barmherzigkeit.

Fiir mich ist klar, dass Menschen mit Behinderungen von Anfang an in die Mitte unserer Gesellschaft gehdren.
Dies ist die einzige Moglichkeit, ein Beispiel fiir echte Inklusion zu geben, und der einzige Weg, um die beste-
henden Liicken zwischen Theorie und Praxis in unseren Landern zu schlieBen.

Unserer Meinung nach ist die beste Moglichkeit, Menschen mit Behinderungen zu ermdglichen, ein selbstbe-
stimmtes und unabhingiges Leben zu fiihren, Arbeitsplétze so zu schaffen und zu gestalten, dass Menschen mit
Behinderungen ohne wahrnehmbare Hiirden am Arbeitsleben teilnehmen kénnen.

In Deutschland sind viele Menschen mit Behinderungen gut ausgebildet und kénnen als qualifizierte Arbeitskréfte
einen Beitrag zur Gesellschaft leisten.

Integration in den Arbeitsmarkt ist daher ein wichtiges Ziel fiir uns. Der deutsche Staat verpflichtet daher 6ffent-
liche und private Arbeitgeber mit mindestens zwanzig Beschéftigten, mindestens fiinf Prozent behinderte Men-
schen zu beschiftigen.

Wird diesem Prozentsatz nicht entsprochen, muss eine Ausgleichsabgabe gezahlt werden.

Wir waren in der Lage, die aus langen administrativen Bearbeitungszeiten resultierenden Probleme zu 16sen, in-
dem wir beschlossen, dass Arbeitgeberantrage auf finanzielle Unterstiitzung sechs Wochen nach Eingang des
Antrags als genehmigt gelten miissen.

So konnten wir die Biirokratie in Deutschland in dieser Wahlperiode erheblich abbauen und die Menschen schnel-
ler mit passenden Arbeitgebern zusammenbringen.

Unser Ziel weltweit muss es jedoch sein, Bedingungen fiir Menschen mit Behinderungen zu schaffen, die es ihnen
ermoglichen, umfassend am sozialen Leben teilzuhaben.

Deutschland strebt danach sicherzustellen, dass alle Entwicklungshilfeprojekte Menschen mit Behinderungen zu-
géinglich sind und nicht nur spezielle Programme fiir Menschen mit Behinderungen. Deutschland fiihrt mehr als
130 Projekte in verschiedenen Léndern durch.

Es ist mir auch klar, dass kein einzelner Akteur allein den notwendigen Wandel bewirken kann. Wir sollten uns
auf internationale Partnerschaften konzentrieren und eine sektoriibergreifende Zusammenarbeit fordern, da dies
die wichtigen Katalysatoren fiir den Wandel sind.

Als Parlamentarierinnen und Parlamentarier dieser Welt sollten wir dazu beitragen, Barrieren niederzureif3en,
auch die Barrieren in den K&pfen der Menschen.

Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit.









Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstraRe 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KoIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333


http://www.heenemann-druck.de
http://www.bundesanzeiger-verlag.de

	1 Teilnehmende der deutschen Delegation
	2 Schwerpunkte der Versammlung
	3 Generaldebatte zum Thema „Parlamentarische Diplomatie: Brücken bauen für Frieden und Verständigung“
	4 Dringlichkeitstagesordnungspunkt
	5 Ständige Ausschüsse
	6 Ausschuss für die Menschenrechte von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
	7 Forum der Parlamentarierinnen
	8 Forum der jungen Parlamentarierinnen und Parlamentarier
	9 Side Events und weitere Veranstaltungen
	10 Vereinigung der Generalsekretärinnen und Generalsekretäre der Parlamente (ASGP)
	11 Zukünftige Versammlungen der IPU
	12 Verabschiedete Erklärungen und Entschließungen
	12.1 Erklärung von Genf: Parlamentarische Diplomatie: Brücken für Frieden und Verständnis bauen
	12.2 Entschließung des Ausschusses für Frieden und internationale Sicherheit: Die Bewälti­gung der sozialen und humanitären Folgen von autonomen Waffensystemen und künstli­cher Intelligenz
	12.2 Entschließung des Ausschusses für nachhaltige Entwicklung: Partnerschaften für den Kli­maschutz: Den Zugang zu bezahlbarer grüner Energie fördern und Innovation, Verantwor­tung und Gerechtigkeit gewährleisten
	12.3 Antrag des Ausschusses für die Angelegenheiten der Vereinten Nationen: Reform des Si­cherheitsrats der Vereinten Nationen
	12.4 Erklärung der Leitung der IPU zur Lage im Gazastreifen
	13 Reden der Delegationsmitglieder
	13.1 Rede des Abgeordneten Volkmar Klein (CDU/CSU) am 25. März 2024
	13.2 Rede des Abgeordneten Ulrich Lechte (FDP) am 26. März 2024


